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Liebe Kollegin, lieber Kollege!

Die Polizeibeschäftigten haben
einen gefahrengeneigten Beruf. In
Zeiten, in denen nichts passiert,
scheinen diese Tatsache offensicht-
lich viele Menschen, gerade auch
weil eine mediale Berichterstattung
ausbleibt, zu vergessen. Der polizei-
liche Alltag spielt sich meistens un-
spektakulär ab. Die Realität indes
sieht anders aus. Plötzlich und aus
Routinekontrollen heraus werden
die, die den Staat schützen sollen,
im öfter zu Opfern. Wir trauern mit
den Angehörigen unseres im Okto-
ber in Augsburg ermordeten Kolle-
gen. Wir bitten auch an dieser Stel-
le, ggf. mit einer Spende für die
Hinterbliebenen auf dem Spenden-
konto bei der BB Bank: KtoNr.:
23333337, BLZ: 660 908 00, Stich-
wort: Augsburger Polizistenmord,

Solidarität zu bekunden. Seit 1945
sind in der Bundesrepublik 392
Polizistinnen und Polizisten im
Dienst getötet worden. Die Anzahl
der schwer Verletzten lässt sich nur
erahnen. Die Gewaltbereitschaft im
täglichen Dienst nimmt zu, oft ge-
schehen Angriffe aus dem „Nichts“,
mit gesundheitlichen schweren Fol-
gen. Warum in Berlin die GdP un-
terstützte Forderung nach einem ei-
genständigen Straftatbestand, der
Einführung des § 115 StGB, der ei-
nen Angriff auf einen Polizeibe-
schäftigten aus dem „Nichts“ auch
dann bestraft, wenn der Beamte
nicht verletzt wird, keine politischen
Mehrheiten im Bundestag findet, ist
schon lange nicht mehr zu verste-
hen.

Gewalt in und um Fußballarenen
hat in Deutschland und gerade in
Hessen (Frankfurt am Main) eine
neue Spitze erreicht. Dies führte in
Folge dazu, dass sich der Vorsitzen-
de der Innenministerkonferenz und
Hessische Innenminister, Boris
Rhein, besonders Initiativ gezeigt
hat. In Folge sind die durch den DFB
und die DFL begrüßenswerte Initia-
tiven, können aber die bestehenden
Gefährdungen für die eingesetzten
Beamtinnen und Beamten nicht so-
fort minimieren. Insbesondere
durch den unsäglichen Einsatz von
sog. Pyrotechnik kommt es zu er-
heblichen Gesundheitsschädigun-
gen beim Hörvermögen. Daher
werden in Kürze entsprechende
Hörschutzgarnituren an alle für ge-
schlossene Einsatzmaßnahmen
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vorgesehene Polizeibeschäftigte
ausgeliefert.

Im letzten Polizei – Report hatte
ich von den Bemühungen berichtet,
die Gewerkschaften und Hauptper-
sonalrat der Polizei in der öffentli-
chen Anhörung im Landtag zur The-
matik „zeit- und inhaltsgleiche
Übertragung des Tarifergebnisses
für die Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamten“ angestrengt hatten,
um eine 1:1 Übertragung auch er-
reichen zu können.

Das Ergebnis steht längst fest und
es darf an dieser Stelle nochmal be-
wusst gesagt werden, dass wir für
eine vollumfängliche Übertragung
des Tarifergebnisses stehen und
nicht für „abgespeckte“ Varianten.
Auch mit Blick auf unsere Pensionä-
re, die ja im Gesamtprozess häufig
nicht im Fokus der Betrachtungen
stehen. Wir hatten gehofft, dass un-
ser Schiff „Hessische Polizei“ in ruhi-
geres Fahrwasser gelangt. Dies
blieb aber spätestens seit der Be-
kanntgabe der beabsichtigen Ände-
rungen der Beihilfeverordnung er-
neut Wunschdenken. Dank der
schnellen Befassung mit der The-
matik und der Expertenrunde im
osthessischen Fulda konnten GdP
und Personalräte intern schnell ei-
nen Überblick auf die sich insge-
samt auf 33 Millionen Euro belau-
fenden Einsparungsvorhaben durch
die Beihilfeänderungen verschaf-
fen. Darüber hinaus wurden Land-

tagsabgeordnete in Osthessen in ei-
ner GdP - Podiumsdiskussion zur
selben Problematik mit den zwi-
schenzeitlich ermittelten finanziellen
Belastungen bei Änderung der Bei-
hilfeverordnung konfrontiert. Mithin
hat sich die Landespersonalkom-
mission Ende August und zu Beginn
des Monats November mit der The-
matik auseinandergesetzt. In Folge
wurde in Wiesbaden hektisch neu
gerechnet und der 1. Entwurf ein-
kassiert. Ende Oktober und zu Be-
ginn des Novembers hat die Lan-
despersonalkommission erneut
getagt. Dabei wurde anerkannt,
dass es im Verhältnis zur ursprüngli-
chen Fassung wesentliche Änderun-
gen und Verbesserungen gegeben
hat (Vererbarkeit, Sachleistungsbei-
hilfe etc.). Allerdings war auch die
aktuelle Fassung immer noch mit fi-
nanziellen Mehrbelastungen im
Verhältnis zur aktuell geltenden
Rechtslage bestückt. Wie zu hören
war, soll Ende November die LPK zu
abschließenden Beratungen wieder
zusammentreten. Wir können und
wollen es nicht hinnehmen, dass er-
neut auf den Rücken der Beamtin-
nen und Beamten gespart werden
soll, auch wenn es nach vorliegen-
den Erkenntnissen nunmehr „nur
noch“ 22 Millionen Euro sein sollen.
Hier werden wir zeitnah nachbe-
richten.

Seit nunmehr 13 Monaten ist Udo
Münch Landespolizeipräsident. Im
November 2010 hatte er die Nach-

folge von Norbert Nedela angetre-
ten. Nach einem guten Jahr ist es
Zeit, eine Bilanz zu ziehen. Die neue
Führungskultur hat sicherlich dazu
beigetragen, dass innerhalb der
Polizei das Klima besser geworden
ist. Gleichwohl wir noch immer mit
Berichterstattungen in der Presse
konfrontiert werden, die ich nicht
näher kommentieren möchte, die
aber leider noch immer diffuses
Licht auf die Polizei werfen.
Inwieweit die vom LPP angestoßene
Diskussion in einem Workshop des
höheren Dienstes dann auch Früch-
te trägt, der sich explizit mit der The-
matik Führungskultur auseinander-
gesetzt hat, bleibt abzuwarten. Es
bedarf das Zutun aller, Vertrauen zu
erwecken und auch Vertrauen vor-
zuleben. Hier sind alle Führungs-
kräfte aufgerufen, ganz gleich in
welcher Ebene sie sitzen.

Schlussendlich wünsche ich Euch
allen und euren Angehörigen ein
besinnliches Weihnachtsfest und ein
gesundes Jahr 2012. Mit Blick auf
die zu meisternden Aufgaben wird
es sicherlich erforderlich sein, den
einen oder anderen freien Tag in
der Vorweihnachtszeit, an Weih-
nachten oder dem Jahreswechsel zu
nutzen, um vom Dienst abzuschal-
ten.

Bis zum nächsten Mal

Euer Jens Mohrherr
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Die Vorstände der Bezirksgruppen Polizeizentralbehörden und

Hessischen Bereitschaftspolizei der Gewerkschaft der Polizei,

die Redaktion des Polizei-Reports und der Verlag wünschen allen

Kolleginnen und Kollegen, ihren Angehörigen sowie den Inserenten

und Freunden der Polizei fröhliche Weihnachtstage und ein glückliches,

erfolgreiches Jahr 2012

Unser besonderer Gruß gilt den

älteren und kranken Kolleginnen

und Kollegen und all denen,

die an den Feiertagen Dienst verrichten müssen.



5

Hessische Polizei mit Vorbildfunktion
Konrad Freiberg zog Bilanz zu „60 Jahre GdP Hessen“

„Die hessische Polizei hatte in der
Vergangenheit immer eine Vorbild-
funktion für andere Bundesländer
gehabt“. Mit diesem Lob leitete der
frühere GdP-Bundesvorsitzende
Konrad Freiberg bei der Feierstunde
im Frankfurter Römer einen Rück-
blick ein auf 60 Jahre Gewerkschaft
der Polizei in Hessen.

Herausragend war für Freiberg
die Einführung der zweigeteilten
Laufbahn als erstes Bundesland.
Dies sei ein Meilenstein gewesen für
die Entwicklung der Polizei, eine An-
erkennung ihrer gesellschaftlichen
Stellung. Die GdP habe sich in den
vergangenen Jahren immer wieder
mit klaren fachlichen Stellungnah-
men zu Wort gemeldet. Leider gelte
„Hessen vorn“ heute nicht mehr in
der Politik. Das fange bei der unzu-
reichenden Personalausstattung an,
gehe weiter zur mangelnden Bezah-
lung bis zur Abkopplung der Beam-
tenbesoldung vom Tarifergebnis.
Insbesondere hätten einige Perso-
nalentscheidungen in den vergan-
genen Monaten für Unverständnis
in der Öffentlichkeit gesorgt. Dage-
gen habe die gute Arbeit der Polizei
bei der Kriminalitätsbekämpfung
und beim Schutz der Bevölkerung
vor Gefahren höchste Anerkennung
erfahren. „Das Vertrauen der Bür-
ger ist die Grundlage für unsere Ar-
beit“, stellte Konny Freiberg fest.

Belastung der Polizei nimmt zu

Mit steigenden Aufgaben und re-
duziertem Personal werde die Bela-
stung für die Beschäftigten immer
größer. Hier werde ein gefährlicher
Weg beschritten. Das führe zu stei-
genden Krankheitsquoten und der
Zunahme von Born-Out-Syndro-
men. Polizisten würden immer häu-
figer zur Zielscheibe von Gewalt.
Das mache deutlich, dass der Staat
immer mehr auf Ablehnung stoße.
Der Respekt der meist jungen Men-
schen vor dem Staat und seiner Poli-
zei habe drastisch nachgelassen.
Diese negative gesellschaftliche
Entwicklung lasse sich nicht durch
kurzfristige Maßnahmen beeinflus-
sen. In all den Fällen seien die Politi-
ker zum Handeln aufgefordert.

„Und wer es nicht merkt, muss eine
Hornhaut auf der Seele haben“
spielte Freiberg auf die immer wie-
der nach schärferen Gesetzen ru-
fenden Politiker an. „Wir dürfen
nicht warten, bis gesellschaftliche
Betroffenheit durch schreckliche Er-
eignisse, durch getötete Personen,
die Politik zum Handeln zwingt“.

Außendarstellung der Polizei

Sachkundiges und vertrauens-
würdiges Verhalten sei bei der öf-
fentlichen Darstellung der Polizei
oder bei Fragen der inneren Sicher-
heit von besonderer Bedeutung, so
Freiberg. Art und Umfang der Me-
dienberichterstattung sei für das Kli-
ma der politischen Auseinanderset-
zung von Bedeutung.

Herausragende Verbrechen oder
innenpolitische Ereignisse hätten
zwangsläufig eine unmittelbare Re-
aktion von Politikern oder auch so
genannter Experten zur Folge. Der
Druck der Medienlandschaft, wirt-
schaftlicher und politischer Druck
zwängen Journalisten zu immer
schnellerer Berichterstattung, was
zwangsläufig zu Lasten von Sorgfalt
und Gründlichkeit gehe. Das gehe
bis „Kenntnisfrei bis ins Detail“ oder
nach dem Motto: „Ich habe zwar
keine Ahnung vom Sachverhalt,
aber ich habe schon mal eine Mei-
nung“. Lösungsvorschläge nach
solchen Ereignissen seien meist kei-
ne, höchstens Teil der Unterhal-
tungsdemokratie. Dem allgemei-
nen Ruf nach schärferer
Gesetzgebung müsse die GdP
durch fachlich fundierte Aussagen
und mit entsprechender Glaubwür-
digkeit entgegentreten. Gerade Mit-
glieder anderer Berufsvertretungen
schadeten häufig dem Ansehen der
Polizei. Hier greife die Lebenserfah-
rung: „Es gibt nichts Schlimmeres
als wenn der Dumme fleißig wird“.
Themen der inneren Sicherheit er-
forderten Sachkunde und ein hohes
Maß an Verantwortungsbewusst-
sein. Es seien keine Themen für
„Schlauschwätzer“ und „Rhetorik-
tarzane“, prangerte Konrad Frei-
berg an.

Grundsätze der Innenpolitik

Die Polizei könne keine gesell-
schaftlichen Konflikte lösen und
wolle sich auch nicht als Puffer zum
Bürger missbrauchen lassen. Die
Politik stehe in der Verantwortung,
müsse Entscheidungen treffen und
für Akzeptanz bei den Bürgern sor-
gen. Die GdP sei in den vergange-
nen 60 Jahren immer bemüht ge-
wesen, eine vernünftige und
verantwortungsvolle Balance zwi-
schen Freiheit und Sicherheit zu ga-
rantieren. Konrad Freiberg zählte
einige Grundsätze zu Fragen der in-
neren Sicherheit auf.

Das Vertrauen der Bürger sei die
entscheidende Grundlage für die
Arbeit der Polizei.

Bei Fragen zur Verbesserung der
inneren Sicherheit müsse die Akzep-
tanz in der Bevölkerung vorhanden
sein. Diesem Dialog weiche die Poli-
tik immer häufiger aus. Wegen feh-
lenden Personals gebe es Vollzugs-
aber keine Gesetzesdefizite.

Forderungen nach Gesetzesver-
änderungen müssten prägnant be-
gründet werden.

Eine kämpferische und von Beifall unterbro-
chene Rede hielt Konrad Freiberg beim
GdP-Jubiläum. nw
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Forderungen nach Gesetzesver-
schärfungen dienten häufig der Ab-
lenkung der eigentlichen Probleme,
damit solle politische Handlungsfä-
higkeit dokumentiert werden

Bei der Einführung neuer Techni-
ken, die kaum noch durchschaubar
seien, müsse sensibel vorgegangen
werden.

Polizeiliche und gewerkschaftli-
che Arbeit

„Sorgen macht uns die zuneh-
mende Spaltung unserer Gesell-
schaft, die mit einer Politikverdros-
senheit und mit einer abnehmenden
Akzeptanz des Staates einhergeht“,
stelle Freiberg fest. Politik und ge-
sellschaftliche Eliten verlören an
Glaubwürdigkeit. Diese Entwick-
lung dürfe man nicht ignorieren.
Demokratie, Rechtsstaat und innere
Sicherheit nähmen Schaden. Wenn
Gewerkschafter von Politik und Ge-
sellschaft moralische Werte einfor-
derten, „dann muss dies in beson-
derem Maße auch für uns Geltung
haben“, mahnte er die
GdP-Vertreter. Klare Wertvorstellun-
gen und Transparenz im Handeln
seien hierfür die Grundlage. Wer
dagegen verstoße, müsse mit deut-
lichen Konsequenzen rechnen.
„Glaubwürdigkeit ist unser Kapital“,
so Freiberg, „sonst werden Gewerk-
schafter auch von der Politikver-
drossenheit erfasst“.

Geldgierige Spekulanten und
Banker

Konrad Freiberg kritisierte die
weltweit agierenden geldgierigen
und verantwortungslosen Mana-
ger/Spekulanten, die mit ihren ob-
skuren Finanzprodukten mit Billio-
nen Dollar die Weltwirtschaft in den
Abgrund geführt hätten. Die Blase
sei geplatzt, die Schuldigen seien
nicht zur Rechenschaft gezogen
worden. Es könne nicht angehen,
dass die Profiteure der Finanzkrise
ihre Profite behielten und die Arbeit-
nehmer für die unsozialen Folgen
aufkommen müssten. „Gerechtig-
keit sieht anders aus. Als Polizei ha-
ben wir das Gefühl, dass die Fal-
schen eingesperrt werden“.

Angesichts der neuen europäi-
schen Schuldenkrise seien finanziel-
le Auswirkungen auf Europas Staa-
ten zu erwarten. Es gehe um die
Zahlungsfähigkeit, den Bankrott
von Staaten, es gehe um Hunderte
von Milliarden Euro alleine für
Deutschland. Die Auswirkungen
seien kaum nachvollziehbar. Es gel-
te, die Hilflosigkeit der Politiker
deutlich zu machen. Es könne nicht
angehen, dass Finanzmärkte mit
undemokratischen Mitteln über de-
mokratische Staaten bestimmen
dürften und sie in den Ruin trieben.
Die Finanzmärkte müssten reguliert
werden. So wie es aussieht, müssten
die Steuerzahler, insbesondere die
Beschäftigten des öffentlichen Dien-
stes, die Lasten in besonderem
Maße tragen.

Einkommenskürzungen

Konrad Freiberg erinnerte daran,
dass der öffentliche Dienst in den
vergangenen Jahren einige Ver-
schlechterungen habe hinnehmen
müssen. Das belaufe sich auf ein
Minus von 15 bis 20 Prozent im
Geldbeutel. Freiberg nannte höhe-
re Belastungen im Gesundheitsbe-
reich aktuell die drohenden Kürzun-
gen im Beihilfebereich, Kürzungen
bei der Altersversorgung, Verlänge-
rung der Wochen- und Lebensar-
beitszeit, Kürzungen des Weih-
nachtsgeldes, Streichung des
Urlaubsgeldes, Reallohnverluste
durch geringe Lohn- und Gehalts-
steigerungen. Bund, Länder und
Gemeinden hätten zwei Billionen
Euro Schulden. Die müssten auf-
grund der „Schuldenbremse“ bis
2020 abgebaut werden. Da sei es
unverständlich, wenn die Bundesre-
gierung Steuernachlässe in Milliar-
denhöhe veranlasst habe (initiiert
durch die FDP). „So kann man einen
Staat auch arm machen. Das ist rei-
ne parteipolitische Willkür und mit
normalem Verstand nicht nachzu-
vollziehen“, prangerte Freiberg die-
ses Verhalten an.

Dieser Schuldenabbau werde
das alles bestimmende Thema der
kommenden Jahre sein und zu weit
reichenden Einsparungen in den öf-
fentlichen Haushalten führen. Es
müsse gelingen, die Finanzierung
unseres Staates in den Vordergrund
zu rücken. Das sei die einzige Mög-
lichkeit, die drastischen Einsparun-

Alte Bekannte im Frankfurter Römer, v.l., Henning Möller, Staatssekretär Werner Koch, Adi Rai-
ma. nw

In alter Schutzmannsuniform präsentierte
sich Bernhard Thomas bei der GdP-Feier im
Römer. nw



gen im öffentlichen Dienst in ver-
nünftige Bahnen zu lenken. Die
Belastungen für Arbeitnehmer seien
höher als früher.

Dagegen seien die Vermögens-
besitzer und Bezieher hoher Ein-
kommen seit den 90er-Jahren
durch Steuersenkungen massiv be-
günstigt worden. Der Kapitalver-
kehr, die Billionen Euro, mit denen
täglich spekuliert werde, blieben
vollkommen steuerfrei. Es werde
Zeit, dass die Reichen sich wieder an
der Finanzierung des Staates betei-
ligten. Die Zeit der Entstaatlichung
sei vorbei. Es gehe jetzt um die Erhö-

hung des Spitzensteuersatzes, der
Wiedereinführung der Vermögens-
steuer, eine Erhöhung der Erb-
schaftssteuer, die Einführung der
Transaktionssteuer. Wenn das nicht
gelinge, werde der Staat verarmen.

Freiberg benannte die Inflations-
rate von 2,6 Prozent, die Aussagen
der Arbeitgeber, dass Forderungen
zur Tarifrunde zu hoch seien, dass
durch die Einsparungen das Wirt-
schaftswachstum sinke, weil die
Nachfrage geringer werde. Das al-
les könne nur abgewendet werden,
wenn die Finanzierung des Staates
vermehrt durch die Reichen, die Ver-

mögen und den Kapitalmarkt
erfolgten. Hier liege die wichtigste
politische Aufgabe für die Gewerk-
schaften, die Arbeitnehmer, für un-
ser Land.

Für die Zukunft gelte: „Wir müs-
sen leidenschaftlich das Wünschba-
re im Blick halten und beharrlich
das Machbare tun. Wir müssen
handeln aus Überzeugung und
überzeugen durch handeln. Das
geht nur mit einer starken Gewerk-
schaft der Polizei. Und nie verges-
sen: Wir sind die Guten“.

Norbert Weinbach

60. Jahre Hessische Bereitschaftspolizei
Eine Konstante hat Geburtstag

Bundesweit, zuletzt Ende Oktober
in Baden – Württemberg, feierte am
2. November 2011 auch die Hessi-
sche Bereitschaftspolizei in Wiesba-
den ihren 60. Geburtstag. In der Ro-
tunde des anmutenden Schloss
Biebrich fand ein akademischer
Festakt statt, an welchem zahlreiche
Gäste aus den Reihen der Polizei
und Politik teilnahmen. Erfreuli-
cherweise waren auch Kolleginnen
und Kollegen aus den verschiede-
nen Standorten der HBP, der Was-
serschutzpolizei, der Polizeihub-
schrauberstaffel und der
Reiterstaffel anwesend. Die musika-
lische Umrahmung oblag dem Lan-
despolizeiorchester, ebenfalls ei-
nem Familienmitglied der HBP. Als
Einstimmung wurde den Gästen
eine gelungene Zeitreise durch 60
Jahre Bereitschaftspolizei auf einer
großen Leinwand dargeboten. Be-
hördenleiter Hans Langecker be-
grüßte die Gäste und blickte auf die
Historie zurück, nicht ohne die
kommenden Herausforderungen
der Zukunft zu vergessen. Dabei
vergaß er nicht, auf den symbol-
trächtigen 2. November 1987 ein-
zugehen, dem Tag der feigen Mor-
de an unseren Kollegen Thorsten
Schwalm und Klaus Eichhöfer an
der Startbahn 18 West in Frankfurt
am Main. Die Betroffenheit war in
vielen Gesichtern der anwesenden
Gäste auch 24 Jahre nach den
Startbahnmorden abzulesen. Der
oberste Dienstherr der hessischen
Polizei, Boris Rhein, hielt die Festan-

sprache. Tags zuvor war bekannt
geworden, dass Rhein für das Amt
des Oberbürgermeisters in Frank-
furt am Main kandidieren wird. Da
er wahrscheinlich gute Chancen bei
den im nächsten Jahr stattfinden-
den Wahlen haben wird, waren vie-
le Zuhörerinnen und Zuhörer auf
die Festansprache besonders ge-
spannt. Boris Rhein lobte die jahr-
zehntelange Arbeit der Bereit-
schaftspolizei, die länderüber-
greifend, aber auch in Hessen stets
ein verlässlicher Partner der Polizei
gewesen ist. In den sechzig Jahren
ihres Bestehens hat die Bereit-

schaftspolizei viele Entwicklungen
erfahren, die sich in Ausstattung
und Ausrüstung, aber auch in der
Professionalität ihrer Beschäftigten
festmachen lässt. Mit Blick auf die
zunehmende Gewalt gegen Polizei-
beamte, insbesondere der Gewalt
in Fußballstadien, kündigte Rhein
eine härtere Gangart an.

Man werde alle rechtlichen Mittel
ausnutzen, um körperliche Über-
griffe und schwerste Verletzungen
von Polizeibeamten künftig zu ver-
hindern. Der DFB und die DFL
möchten beim “Runden Tisch” mit
Innenminister Hans-Peter Friedrich

7

Innenminister Boris Rhein bei der Festansprache
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Mitte November 2011 die Grün-
dung einer “Task Force Sicherheit”
vorschlagen.

Jürgen Schubert, Inspekteur der
Bereitschaftspolizeien der Länder,
war eigens aus der Bundeshaupt-
stadt nach Wiesbaden gekommen.
Heute steht die Bereitschaftspolizei
anders als in der Zeit ihrer Grün-
dung, 1951, vor neuen Herausfor-
derungen. Galt es damals gerüstet
zu sein, um „in Zeiten des kalten
Kriegs“ bestehen zu können, sind es
heute Einsätze zu „mannigfaltigen
Anlässen“, die es zu bewältigen gel-
te. Bedingt durch deren stetige Zu-
nahme seien auch Entbehrungen
der eingesetzten Beschäftigten klar
erkennbar. Ein planbar freies Wo-
chenende ist die Ausnahme, nicht
die Regel. Mit Blick auf die anste-
henden Einsatzlagen beim Castor
Transport in Gorleben und der ans-
tehenden Afghanistan - Konferenz
werden es nahezu alle bei den Be-
reitschaftspolizeien der Länder vor-
gehaltenen Kräfte sein, die zum Ein-
satz kommen werden. Schubert
bekräftigte die Notwendigkeit einer
guten Ausstattung bei der Bereit-
schaftspolizei. Die gute Zusammen-
arbeit aller Bereitschaftspolizeien
der Länder und der Bundespolizei
seinen verlässliche Größen in der
Sicherheitsarchitektur der Bundes-
republik Deutschland.

Der Hauptpersonalratsvorsitzen-
de der hessischen Polizei, Jens
Mohrherr, blieb in seinem Grußwort

bei den tragischen Ereignissen vor
24 Jahren in Frankfurt. Die Ereignis-
se sind in der Folge schnell verges-
sen, der Schmerz bei den Angehöri-
gen und den Kolleginnen und
Kollegen aber bleibt. Mohrherr
schlug den Bogen zu seiner Einstel-
lung bei der Polizei am 1. Oktober
1987. Mit 650 Polizeihauptwacht-
meisteranwärterinnen und –anwär-
tern habe man keine vier Wochen
nach Dienstantritt die „feigen Mor-
de“ an Thorsten Schwalm und Klaus
Eichhöffer zur Kenntnis nehmen
müssen. Viele Kolleginnen und Kol-
legen haben sich damals gefragt,
ob denn der gewählte Polizeiberuf
der richtige ist. Als Vorsitzender der
Hessischen Polizeistiftung ist der
Kontakt mit im Dienst schwer ver-
letzten Kollegen oder im Dienst ge-
töteten Kollegen und damit deren
Angehörigen ein „trauriger“ Beglei-
ter im täglichen Dienst. Mohrherr
appellierte an die Führungskräfte,
mit dem wichtigsten Kapital, dem
Menschen, sorgsam umzugehen.

Den gelungenen Abschluss eines
kurzweiligen akademischen Festak-
tes war die Talkrunde zwischen ei-
nem Urgestein der Polizei, Polizeidi-
rektor a.D. Fritz, geboren 1929,
und dem Benjamin der Führungs-
kräfte der Abteilungsleiter, Thomas
Schmidl. Gekonnt und gut vorberei-
tet entlockte Schmidl dem lebendi-
gen Zeitgeist viele Anekdoten aus
dessen erlebter polizeilichen Zeit,
die 1951 begonnen hatte.

In vielen Gesprächen beim an-
schließenden kommunikativen Teil
des Festaktes konnten Erinnerungen
ausgetauscht werden. Einige Kolle-
gen hatten sich länger nicht gese-
hen und so verging die Zeit wie im
Flug. Einziger Wermutstropfen einer
wirklich rundum gelungenen Veran-
staltung war die Tatsache, dass es
dem Personalrat der Bereitschafts-
polizei nicht vergönnt war, als Inter-
essen- und Beschäftigtenvertreter
ein Grußwort sprechen zu dürfen.
Dies haben ebenfalls viele Kollegin-
nen und Kollegen vermisst!

Zahlen und Fakten: im Jahr 2010
wurden über 806.000 Einsatzstun-
den geleistet, davon 180.000 in be-
nachbarten Bundesländern.

628.000 Einsatzstunden entfie-
len auf Unterstützungseinsätze in
den Flächenpräsidien. Während im
größten Präsidium in Frankfurt am
Main 278.000 Einsatzstunden ge-
leistet wurden, entfielen auf das Po-
lizeipräsidium in der Landeshaupt-
stadt 77.000 Einsatzstunden.

Gedenkstätte

Stärke braucht Stimme
GdP Bezirksgruppe stellt sich für die Personalratswahlen 2012 auf

In Bad Salzhausen, geografisch
gelegen zwischen Lich und Nidda
und damit im Herzen Hessens, fand
am 27. Oktober der außerordentli-
che Delegiertentag der Bezirks-
gruppe der Hessischen Bereit-
schaftspolizei Ende Oktober statt.
Außerordentlich fand der Delegier-
tentag deswegen statt, um die Kan-
didatinnen und Kandidaten für die
im nächsten Jahr stattfindenden
Personalratswahlen zu benennen.

Die ersten Delegierten trafen be-
reits am frühen Morgen im Hotel
ein. Aus allen Bereichen der Bereit-
schaftspolizei, Kassel, Lich, Mühl-

heim am Main und Wiesbaden, und
den Bereichen der Wasserschutzpo-
lizei, der Polizeihubschrauberstaffel
und der Landesreiterstaffel waren
Kolleginnen und Kollegen vertreten,
so dass insgesamt 30 ordentliche
Delegierte neben den Gastdelegier-
ten und dem Bezirksgruppenvor-
stand vom Bezirksgruppenchef Det-
lef Otto begrüßt werden konnten.

Das Hotel am Landgrafenteich
bot die allerbesten Voraussetzun-
gen zum Gelingen der Veranstal-
tung. Am Vorabend des 27. Okto-
bers waren wieder einmal fleißige
Hände des Vorstandes im Sitzungs-

saal unterwegs, um die
notwendigen Informationen für die
Delegierten sowie aktuelle Unterla-
gen, die nach dem Versand der De-
legiertentagsmappe zwischenzeit-
lich noch wichtig waren, auf die
entsprechenden Plätze zu legen.

Natürlich hatte die Bezirksgruppe
auch Gäste eingeladen. Den Lan-
desvorsitzenden Jörg Bruchmüller,
der stellv. Landesvorsitzenden Lo-
thar Hölzgen, auch zuständig in der
Sachbearbeitung der Antrage der
HBP im Landesvorstand, und der
Vorsitzende des Hauptpersonalra-
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tes ergriffen im Verlauf des Dele-
giertentages das Wort.

Referat des Landesvorsitzenden

Jörg Bruchmüller zeigte in seinem
Impulsreferat die derzeitige Situati-
on der hessischen Polizeibeschäftig-
ten auf. Keinen Hehl machte er da-
raus, dass die Belastungen der
Polizeibeschäftigten im letzten Jahr
nicht weniger geworden sind. Mit
Blick auf die zurückliegenden Tarif-
verhandlungen im Frühjahr und der
zwischenzeitlich erfolgten (Nicht-)
Übertragung des Ergebnisses auf
die Beamtinnen und Beamten
schlug er den Bogen zur Postkarten-
aktion der GdP. Hier wurden im
Rahmen der Anhörung im Hessi-
schen Landtag über 10.000 Post-
karten an Innenminister Rhein über-
geben. Die Proteste anderer
Berufsvertretungen hielten sich in
Grenzen, so dass die GdP für sich in
Anspruch nimmt, wieder einmal mit
starker Stimme die Beschäftigtenin-
teressen vertreten zu haben. Auch
mit den beabsichtigten Änderungen
bei der Behilfeverordnung ging
Bruchmüller hart ins Gericht.

Er machte aber deutlich, dass die
zwischenzeitlichen Aktionen der
GdP auch hier einen erkennbaren
Teilerfolg vorweisen können. Es hat
sich bezahlt gemacht, dass die Akti-
vitäten der GdP, die durch die Be-
zirksgruppe Osthessen in Fulda ih-
ren Anfang nahmen, gefruchtet
haben. Der Protest anlässlich einer
Informationsveranstaltung mit
Landtagsabgeordneten aller Frak-
tionen in Fulda hatte auch dazu ge-
führt, dass die vorgetragenen Argu-
mente der GdP offensichtlich in
Wiesbaden in der Staatskanzlei Ge-
hör gefunden haben. Man werde
jetzt die geänderten Entwürfe bera-
ten. Es scheint sich aber abzuzeich-
nen, dass die Einsparungen von zu-
nächst 33 Millionen Euro bei der

Beihilfe so nicht mehr vorgesehen
sind. Hierzu werden in nächster Zeit
Bewertungen der Vorlagen erfolgen
und die beabsichtigten Maßnah-
men werden zeitnah mittels Rund-
schreiben und Internet veröffent-
licht.

Die zunehmende Gewalt gegen
Polizeibeschäftigte, bundesweit,
aber auch in Hessen, wird durch
den Bundesvorstand mit seinen For-
derungen zur Einführung eines ei-
genständigen Paragraphen im StGB
begleitet. Leider konnte bis heute
bei der Bundesregierung noch kei-
ne entsprechende Mehrheit dafür
gewonnen werden. „Eiskalt und Ag-
gressiv“, titelt dazu auch die No-
vember Ausgabe der Deutschen Po-
lizei. Hierzu hat das
Kriminologische Forschungsinstitut
in Niedersachsen eine Studie veröf-
fentlicht, an der zehn (10) Bundes-
länder teilgenommen haben. Hier
wird deutlich, welche Gewaltbereit-
schaft und in Teilen brutale Gewalt
den Polizistinnen und Polizisten ent-
gegenschlägt. Auch Innenminister
Rhein hat zwischenzeitlich reagiert
und beabsichtigt nach den Aus-
schreitungen und den sich anschlie-
ßenden Angriffen gegen Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamte zu
reagieren. Hier werden wir auf-
merksam zu verfolgen haben, wel-
che Maßnahmen angedacht sind.
Zudem ist bekannt geworden, dass
sich alle Länderinnenminister mit
dem Bundesinnenminister an einen
Tische setzen wollen, um die The-
matik Sport und Gewalt zu beraten.

Die Bezirksgruppe kann stolz da-
rauf sein, den Hauptpersonalrats-
vorsitzenden aus ihren Reihen zu
stellen. Daran werde sich aus Sicht
der GdP – Hessen auch nichts än-
dern, weil zum Einen die Arbeit im
Gremium gut erledigt wird und zum
Anderen auch die Akzeptanz des
amtierenden Vorsitzenden nicht nur
in den eigenen Reihen, sondern
auch bei den anderen Berufsvertre-
tungen vorhanden ist.

Sachstand der Antragsbearbei-
tung und Gewerkschaftsaus-
blick

Der stellvertretende Landesvorsit-
zende Lothar Hölzgen hatte zu Be-
ginn des Delegiertentages die an-

wesenden Kolleginnen und Kolle-
gen über den Sachstand der An-
tragsberatung informiert. Die ein-
gereichten Anträge der
Bezirksgruppe beim zurückliegen-
den Landesdelegiertentag 2010 in
Weilburg an der Lahn wurden bis-
her in unterschiedlichster Art und
Weise aufgegriffen und bearbeitet.
Lothar Hölzgen machte auch deut-
lich, dass die Bereitschaftspolizei im
Gefüge der hessischen Polizei ein
integraler Bestandteil ist. Nahezu
wöchentlich müsse man zur Kennt-
nis nehmen, dass gerade bei ge-
schlossenen Einsätzen, insbesonde-
re bei Sportveranstaltungen mit
Schwerpunkt Fußballspielen, eine
immer mehr zunehmende Gewalt
die Gesundheit der eingesetzten Be-
amtinnen und Beamten gefährdet.
Am Abend zuvor waren ausgerech-
net wieder anlässlich des DFB Po-
kalspiels des Zweitligisten Eintracht
Frankfurt gegen den Bundesligisten
Kaiserslautern zehn Kolleginnen
und Kollegen teilweise schwer ver-
letzt worden. Auch die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf darf für die
Angehörigen der Bereitschaftspoli-
zei kein Wunsch sein, sondern muss
mit Leben erfüllt sein. Es kann nicht
sein, wenn immer häufiger die
„planbaren Wochenenden“ von
höchster Stelle gestrichen werden,
nur weil es die Einsatzlagen, immer
häufiger auch in anderen Bundes-
ländern, erfordern. Gerade junge
Familienväter und –mütter haben
einen Anspruch auf ein freies Wo-
chenende.

Hinsichtlich der beabsichtigten
Einstellungen bei der hessischen Po-

Abstimmungen

Ansprache des Vorsitzenden
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lizei werde die GdP jetzt die Fakten
überprüfen. Die jährlichen Abgän-
ge im Vollzugsbereich werden den
Zugängen gegenübergestellt. Dazu
werden derzeit die entsprechenden
Daten erhoben und ein Gesprächs-
termin im Landespolizeipräsidium
ist im November dazu vereinbart.
Die GdP will und wird es nicht hin-
nehmen, dass mit reduzierten Ein-
stellungszahlen der zwischenzeitlich
gerade kompensierte Aderlass im
Personalbereich erneut entsteht.
Zudem ist eine transparente Perso-
nalpolitik die bei den Beschäftigten
gewünschte Variante!

Aussprache

Die Delegierten hatten im An-
schluss daran die Gelegenheit der
Aussprache. Es wurde massiv die
Stellensituation bei der Bereit-
schaftspolizei kritisiert.

Eine prozentuale Anrechnung
von lediglich 50 % der Einsatzbe-
amtinnen und Einsatzbeamten führt
in den nächsten drei Jahren, solan-
ge läuft das durch die Gewerkschaf-
ten ausgehandelte landesweite Stel-
lenhebungsprogramm, nicht dazu,
dass bei der HBP die landesweit an-
gepeilte Durchschnittsverteilung
von 16 % in der Besoldungsgruppe
A 11 erreicht werde. Eine landes-
weite Gleichbehandlung der Fach-
hochschulabsolventen, die nach
Beendigung ihres Studiums in den
Einsatzeinheiten analog ihren
Dienst versehen, wie diejenigen, die
direkt den Flächenpräsidien zuge-
wiesen werden, ist die unumstößli-
che Forderung! Hier kann nur eine
vollumfängliche Berechnung nach
der Zuweisung von der HfPV bei den

Personalbewirtschaftern die logi-
sche Konsequenz sein. Der
Landesvorsitzende sagte den Dele-
gierten zu, diese Problematik bei
den anstehenden Beratungen zu
den nächstjährigen Stellenhebun-
gen mit einzubringen.

Auch die unsägliche Reform der
Bereitschaftspolizei hat noch immer
nicht die Akzeptanz und damit die
Zufriedenheit bei vielen Kolleginnen
und Kollegen erreicht. Vielerorts
fühlen sich die Beschäftigten „allei-
ne gelassen“. Hinzu kommt, dass
viele Beschäftigte, die bisher gute
Arbeit geleistet haben und sich auch
spezialisiert haben, ihre berufliche
Zukunft in einem Wechsel zu ande-
ren Behörden genutzt haben. Dazu
kommt die Mangelverwaltung in
der Besoldungsgruppe A 10. Grup-
pen- und Truppführer der Einheiten
können vielmals nicht befördert
werden, da die Aderlasse aus der
AG Personal, hier wurden A 10er
Stellenwertigkeiten nach Mittel und
Südosthessen verschoben, die heu-
te noch schmerzen. Das führt dazu,
dass es zunehmend schwerer fällt,
geeignete Kolleginnen und Kolle-
gen zu gewinnen, die Tätigkeiten als
Truppführer ausüben.

Aus dem Hauptpersonalrat der
Polizei

Die Bezirksgruppe Bereitschafts-
polizei freut sich, nach Adi Raima in
den siebziger und frühen achtziger
Jahren, wieder den Vorsitzenden
des Hauptpersonalrates der Polizei
„zu stellen“. Dabei geht es nicht dar-
um, Vorteile im Konzert der Perso-
nalbewirtschafter zu sehen. Die Poli-
zei wird, wie die hessische GdP
auch, als Einheit begriffen und ver-
standen. Jens Mohrherr stellte in
seinem Grußwort die Herausforde-
rungen des Hauptpersonalrates im
letzten Jahr dar. Hier waren vielfa-
che Problemfelder zu bearbeiten.
Die Erörterungen zur Neufassung
des Versetzungserlasses und die
Problematik der eingeschränkt
dienstfähigen Polizeivollzugsbeam-
tinnen und –beamten sind ebenfalls
Themenfelder mit entsprechendem
„Tiefgang“.

Enttäuscht zeigte sich der HPR-
Vorsitzende von der (Nicht-) Über-
tragung des Tarifergebnisses auf

Beamtinnen und Beamten. „Wir
sind mit der Geschlossenheit von elf
Personalbewirtschaftern aufgetre-
ten und haben den politisch Verant-
wortlichen bei der öffentlichen An-
hörung die Situation unserer
Beschäftigten geschildert. Dabei
wurde den Fraktionen und dem Mi-
nister ein Exemplar der zusammen-
gefassten Beschwerdemails der Be-
schäftigten, die hundertfach nach
den Aufforderungen der Personal-
räte beim HPR eingingen, überge-
geben. Bis heute ist man darauf
nicht eingegangen“, stellte der HPR
– Vorsitzende fest. Da aber die Ge-
walt gegen die Polizei stetig zu-
nimmt, wird man letztlich nicht an
den Argumenten unserer Beschäf-
tigten vorbeikommen bzw. sich die-
sen nicht in Gänze verschließen
können.

Gewerkschaft und Personalrat
bedingen sich gegenseitig

Nachdem die Gäste zu Wort ka-
men und die Aussprache dazu statt-
gefunden hatte, ergriff der Bezirks-
gruppenvorsitzende Detlef Otto das
Wort. In seinem Geschäftsbericht
zeigte er auf, dass die Bezirksgrup-
pe in den zurückliegenden zwei Jah-
ren Kernerarbeit geleistet hatte. So
galt es im Reformprozess der Bereit-
schaftspolizei, immer in enger Zu-
sammenarbeit mit dem Personalrat,
entsprechende Strategien zu entwi-
ckeln, um die Beschäftigteninteres-
sen vertreten zu können. Dazu be-
durfte es vieler Gespräche, auch
mit Abgeordneten des hessischen
Landtages. Da man aber nicht im-
mer öffentlichkeitswirksam diesen
Prozess darstellen konnte, sind si-
cherlich die Wahrnehmungen in-
nerhalb der Kollegenschaft nicht
immer vollumfänglich angekom-
men.

Erfreut zeigte sich Detlef Otto da-
rüber, dass es inzwischen gelungen
ist, wieder junge Kolleginnen und
Kollegen für die GdP Arbeit zu ge-
winnen. Da es in der Bereitschafts-
polizei meistens nur kurze Verwen-
dungszeiten von vielen Kolleginnen
und Kollegen gibt, ist das Engage-
ment in der GdP nicht immer gege-
ben. Mit Markus Schaaf und Daniel
Demes hofft er aber auf zwei künfti-
ge Interessenstreiter der GdP.

Ansprache des Landesvorsitzenden
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Im Zusammenspiel mit dem GdP
- Bundesfachausschuss Bereit-
schaftspolizei kann auf Bundesebe-
ne auch die HBP profizieren. Bei-
spielhaft sind an dieser Stelle die
Bemühungen zu nennen, die letzt-
lich die Verbesserungen der Unter-
bringungsstätten bei bundesweiten
Großlagen nach sich gezogen ha-
ben. Gerade bei den Dauerlagen in
der Bundeshauptstadt Berlin kann
man die Kräfte nicht dauerhaft ent-
gegen der Vorgaben aus dem Leit-
faden 150 unterbringen.

Auch die durch die Bezirksgruppe
unterstützten Einsatzbetreuungs-
maßnahmen des Personalrates, der
bei vielen herausragenden Einsatz-
lagen national und international
dabei war und sich um Unterbrin-
gung und Vergütung der eingesetz-
ten Kräfte bemühte, zeigt die Ge-
schlossenheit von GdP und
Personalrat. Mit Blick auf die Lan-
desliste für den Hauptpersonalrat
der hessischen Polizei untermauerte
Detlef Otto die Absicht, bei den Be-
amtinnen und Beamten jeweils die
Spitzenplätze besetzen zu wollen.
Ob dies Anfang Dezember anläss-
lich der Klausurtagung in Marburg
an der Lahn gelingen werde, bleibt
natürlich abzuwarten. Zeitgleich
wird der Castor – Transport in Gor-
leben wahrscheinlich rollen. Hier
sind Personalrat und Bezirksgruppe
natürlich mit einsatzbegleitenden
Kräften wieder mit vor Ort.

Betrachtungen des Personal-
ratsvorsitzenden

Roland Kramer, ließ keinen Zwei-
fel daran, dass die Bezirksgruppe,
und damit auch der Personalrat, mit
Blick auf die nächstjährigen Perso-
nalratswahlen gut aufgestellt sei.
Da er Ende April 2012 in den Ruhe-
stand treten wird, hat er sich bereits
frühzeitig um einen geeigneten und
willigen Nachfolger im Personalrat
bemüht. Mit Tino Müller sei dies
auch gelungen. Tino Müller ist im
Personalrat und in der GdP kein un-
bekannter, bereits seit mehreren Le-
gislaturperioden ist er ordentliches
Personalratsmitglied. Als Kreisgrup-
penvorsitzender trägt er zudem Ver-
antwortung für die GdP. Damit die
Nachfolge auch gelingt, gelte es
nun, den Kolleginnen und Kollegen
klar zu machen, dass nur eine hohe

Wahlbeteiligung auch ein gutes Er-
gebnis für die GdP-Kandidatinnen
und -Kandidaten bringt. Stärke
braucht Stimme!

Eine starke Wahlbeteiligung zeigt
den politisch Verantwortlichen
auch, dass die Beschäftigten hinter
ihren Personalvertreterinnen und
Personalvertretern stehen.

Neue Überlegungen, die Reform-
bestrebungen bei der Polizeihub-
schrauberstaffel, der Wasserschutz-
polizei, der Polizeireiterstaffel und
des Landespolizeiorchesters werden
vollumfänglich durch den Personal-
rat gewohnt kritisch begleitet. Die
Einsparvorgabe des Finanzminis-
ters darf nicht dazu führen, dass ef-
fiziente Polizeistrukturen geopfert
werden und damit Geld in den lee-
ren Haushalt kommt. Ob und wie
beispielsweise bestehende Koope-
rationen eingegangen oder ausge-
baut werden können, wird sich zei-
gen. Finanzminister Schäfer und
Innenminister Rhein haben festge-
schrieben, dass landesweit keine
Dienststellen geschlossen werden
und dass die Personalstärke der Po-
lizeivollzugsbeamtinnen und Poli-
zeivollzugsbeamten ebenfalls fest-
geschrieben sind. Auch die
Themenfelder Ausstattung und Aus-
rüstung wurden vom Personalrats-
vorsitzenden beleuchtet. Die Fahr-
zeugausstattung im Bereich der HBP
ist noch immer nicht vergleichbar
mit den Flächenpräsidien. Vom
Bund ist wenig zu erwarten, da die-
ser ebenfalls die Mittel um 50 Pro-
zent gekürzt hat.

Inwieweit es jetzt gelingt, fehlen-
de Ausrüstungsgegenstände, auch
die Regenschutzbekleidung noch
vor dem anstehenden Castor Trans-
port an die Kolleginnen und Kolle-
gen auszugeben, ist noch nicht ge-
klärt. Im Nachgang bedankte sich
Roland Kramer stellvertretend für
alle Anwesenden beim BZG – Chef

Detlef Otto für dessen Engagement.
Auch Roland Kramer bekam neben
dem Applaus ein Präsent aus der
Mitte der Versammlung, denn auch
sein Wirken hat bei den Beschäftig-
ten die breite Zustimmung in vielen
Angelegenheiten gefunden.

Kandidatinnen und Kandidaten
für die Personalratswahl 2012

Im Weiteren hatten die Delegier-
ten dann die Kandidatinnen und
Kandidaten für die Personalrats-
wahlen zu wählen. Aus der Ver-
sammlung erging ein klares Signal
in Richtung Personalratswahlen:
alle Kandidatinnen und Kandidaten
wurden einstimmig gewählt. Dies
zeigt die Geschlossenheit unserer
Bezirksgruppe.

Für den Personalrat der HBP, Be-
amtinnen: Sandra Temmen (I. BPA),
Nicole Hölzl (WSP), Maike Gilfert
(LRSt), Tanja Wiegand (III. BPA),
Sandra Weegels (II. BPA), Julia Dre-
her (PHuSt), Simone Göbel (I. BPA),
Sandra Schwan (LRSt).

Für den Personalrat der HBP, Be-
amte: Valentin Müller (I.BPA), Detlef
Otto (III: BPA), Hendrik Steinack
(WSP), Marco Freisenhausen (IV.
BPA), Peter Tilger (II. BPA), Jens
Mohrherr (BPP), Norbert Belz
(PHuSt), Ralf Heyer (I.BPA), Stefan
Ritter (III. BPA), Markus Collet (WSP),
Klaus Otto (I. BPA), Peter Knetsch
(II.BPA), Wolfgang Menschel (IV.
BPA), Markus Kachler (I.BPA), Mar-
kus Müller (WSP), Markus Schaaf
(I.BPA), Thomas Weber (III. BPA),
David Demes (I.BPA), Hendik Be-
cker (III. BPA)

Beschäftigtenvertreterinnen für
den Personalrat HBP: Ramona Stein
(PHuSt), Conny Teriakidis (WSP),
Elke Wißner (II.BPA), Martina Frei-
muth (I.BPA). Beschäftigtenvertreter:
Joachim Volmer (IV. BPA), Patrick
Wessel (BPP), Herbert Hennig
(I.BPA).

Für den Hauptpersonalrat der Po-
lizei, Beamtinnen: Sandra Temmen
(I.BPA), Nicole Hölzl (WSP), Maike
Gilfert (LRSt.).

Für den Hauptpersonalrat , Be-
amte: Jens Mohrherr (BPP); Detlef
Otto (III. BPA), Valentin Müller
(I.BPA).

Anträge, Anträge....
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Beschäftigtenvertreterinnen für
den Hauptpersonalrat: Martina
Freimuth (I.BPA). Beschäftigtenver-
treter für den Hauptpersonalrat:
Joachim Vollmer (IV. BPA) und Pat-
rick Wessel (BPP).

Fazit

Der außerordentliche Delegier-
tentag der Bezirksgruppe Bereit-
schaftspolizei hat deutlich gemacht,

dass die Beschäftigten sich auf die
Interessenvertreter Personalrat und
Gewerkschaft verlassen können.
Der gelebte Solidargedanke und
das gemeinsame Zutun vieler, er-
reicht in Zeiten knapper Kassen
mehr als das Kündigen und Zurück-
ziehen aus der Solidargemein-
schaft.

Die GdP – Eine für ALLE!

KG MUDRA lud zur Jahreshauptversammlung ein
Am 21. September 2011 fand die

Jahreshauptversammlung der
GdP-Kreisgruppe Mudra statt.

Als Gast begrüßte der Vorsitzen-
de, Tino Müller, den stellvertreten-
den Abteilungsleiter, Thomas
Schmidl, den Vorsitzenden der
GdP-Bezirksgruppe HBP, Detlef Otto
sowie den Personalratsvorsitzenden
der HBP, Roland Kramer, die auf ak-
tuelle Informationen und Sach-
standsberichte zu den in der Ver-
sammlung behandelten Themen
Auskunft geben konnten.

Zunächst berichtete der Vorsit-
zende über die Aktivitäten der Kreis-
gruppe im Berichtszeitraum:

l Unterstützung von Veranstaltun-
gen in der I.BPA durch Bereitstel-
lung von Sachpreisen

l Durchführung des Skatturniers
im November 2010

l Unterstützung beim GdP-Brun-
nenfest

l Bikertour der GdP-Kreisgruppe
Mudra unter Leitung von Ralf
Heyer vom 22.-26.6.2011 nach
Südtirol

l Finanzierung und Bereitstellen
von Werbemitteln

l Bearbeiten von Rechtsschutzvor-
gängen

l aktive Unterstützung der Postkar-
tenaktion der GdP zur inhalts-
gleichen Übernahme des Tarifer-
gebnisses 2011 auf die
Beamtinnen und Beamten.

Hierbei bedankte sich der Vorsit-
zende noch einmal für die große
Unterstützung und hohe Beteiligung
aller Kolleginnen und Kollegen der

I.BPA. Die enorme Resonanz zeigte
Wirkung bei den Politikern, Signale
eines deutlich verbesserten Ange-
bots waren erkennbar.

Geprägt war die Mitgliederver-
sammlung durch die Neuwahl des
Kreisgruppenvorstands sowie der
Wahl der Kandidatinnen und Kandi-
daten der I.BPA für die Listen der
GdP zur Personalratswahl im Mai
2012. Tino Müller wurde als Vorsit-
zender der Kreisgruppe Mudra wie-
der gewählt, ebenso die beiden
stellvertretenden Vorsitzenden San-
dra Temmen und Ralf Heyer sowie
der Kassierer Egbert Host. Für Tari-
fangelegenheiten sind künftig Mar-
tina Freimuth und Herbert Hennig
zuständig. Die Vertrauensleute in
den Einheiten wurden wie folgt ge-
wählt: Markus Kachler, EE 11, Mar-
kus Schaaf, EE 12, Daniel Demes,
EE 13, Thomas Hesse, TEE 19, Klaus
Otto, AFE 17. Ihren Unmut zeigten
die Anwesenden mit scharfen Pro-
testen und großem Unverständnis
über die geplanten Änderungen in
der Beihilfeverordnung durch die
Landesregierung. Bei monatlichen
Mehrbelastungen von bis zu 300,-�
gilt es mit allen möglichen Mitteln
diese „Reform“ zu
verhindern.

Als Teil einer
gerechten Wert-
schätzung der
HBP wurde die
Forderung zur
Gleichbehand-
lung des Perso-
nals der HBP mit
dem Personal der
anderen Behör-
den der Hessi-
schen Polizei
beim Stellenhe-

bungsprogramm gestellt. Auch an
den in diesem Zusammenhang ein-
stimmig gefassten Beschluss der
Delegierten beim letzten Landesde-
legiertentag der GdP in Weilburg
wurde erinnert. Für ihre langjährige
GdP-Mitgliedschaft wurden die
nachfolgend genannten Kollegin-
nen und Kollegen geehrt:

Egbert Host, Carsten Schmidt,
Zoran Spicek für 25 Jahre Mitglied-
schaft

Gertrud Schuchmann, Hans
Kemnade, Kurt Meier für 50 Jahre
Mitgliedschaft

Tino Müller, Vorsitzender

Ehrung für 25-jährige Mitgliedschaft
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Gemeinsamer Betriebsausflug PTLV & HLKA
450 Aktive und Ehemalige der beiden Behörden erobern Bacharach

Es ist Mittwochmorgen, der
24.08.2011.

Das Wetter lädt nicht gerade zu
einem Tagesausflug ein. Dennoch
stehen am Biebricher Rheinufer
hunderte gutgelaunter Menschen
und warten darauf, die „RheinStar“
stürmen zu können. Ich geselle mich
an die „Front“ und schon geht’s los
– die Tore öffnen sich und HLKA und
PTLV´ler betreten das Schiff. Nach
einem großen Hallo an die Kolle-
ginnen und Kollegen, die bereits in
Eltville zugestiegen sind, legt das
Schiff gen Bacharach ab. Das Wet-
ter wird immer besch…eidener,
aber das ändert nichts an der guten
Stimmung an Bord. Nach den Be-
grüßungen durch die beiden Präsi-
denten und dem Personalratsvorsit-
zenden des HLKA beginnt eine
außergewöhnliche Autogramm-
stunde. Liane Bellmann enthüllt ein
Gemälde der „RheinStar“, und um
das Kunstwerk fertig zu stellen, wer-
den die Unterschriften der Kollegin-
nen und Kollegen benötigt. Nach
zögerlichem Beginn werden im Lau-
fe der Fahrt die Stifte zu heiß be-
gehrter Ware und das Bild nimmt
mehr und mehr Gestalt an.

Bei einem „Spaziergang“ über
die verschiedenen Decks entdeckt
man die Kolleginnen und Kollegen
beim gemeinsamen Frühstück bis
hin zum Kartenspielen und Zucker-

würfel stapeln. Doch viele genießen
auch einfach in ungezwungener At-
mosphäre mit aktiven und ehemali-
gen Kolleginnen und Kollegen ei-
nen Plausch zu halten oder auch
mal (behördenübergreifend) neue
Leute kennenzulernen.

Pünktlich beim Anlegen in Bacha-
rach hat auch der Wettergott ein
Einsehen und bei strahlendem Son-
nenschein werden wir vom Bürger-
meister, sowie Bacchus begrüßt, be-
vor es an die Gruppenverteilung
geht. Neben eigenen Wegen und ei-
ner Stadtführung, gibt es auch die
sogenannte „Schoppestechertour“,

zu der ich mich angemeldet habe.
Die Gruppe ist komplett und schon
geht’s los. Während uns unsere
charmante Führerin am Rheinufer
bereits die ersten Einblicke in die
Stadt Bacharach und deren Wein-
bau gewährt, testen wir den Sekt.
Mit unseren Gläsern bewaffnet tre-
ten wir nun die Führung zu Fuß an
und machen unseren ersten Stopp
am Münzturm (und einem Gläschen
Rotwein). Weiter geht’s vorbei an
tollen Fachwerkhäusern in den Ma-
lerwinkel, wo uns bereits ein Weiß-
wein erwartet. Unsere nächste Stati-
on ist schon in Sichtweite – und sieht
verdammt hoch aus. Aber wir glau-
ben unserer Stadtführerin und tre-
ten tapfer den Weg zum Postenturm
an. Dort angekommen erwartet uns
ein weiterer Weißwein, wobei auch
das angebotene Wasser immer
mehr Absatz findet. Wie immer
heißt es auch hier, „einmal oben
angekommen, geht’s auch wieder
runter“. Hier macht sich auch be-
quemes Schuhwerk bezahlt. Im Ort
angekommen genießen wir an ei-
nem Brunnen den letzten Weißwein,
der so gut ankommt, dass die noch
geschlossene Flasche von hilfsbe-
reiten PTLV´lerinnen in Obhut ge-
nommen wird. Mit einem Teil der
Gruppe nehme ich nun Kurs auf den
Innenhof des Posthofs, um noch et-
was zu essen, bevor wir die lange
Heimreise antreten. Das Essen

Begrüßung von G. Dölger (Behördenleitung) und Personalratsvorsitzenden

Künstlerische Begleitung durch Liane Bellmann
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schmeckt und alle Teller sind
leer…doch trotzdem ziehen dunkle
Wolken am Himmel auf. Also:
schnell bezahlen und ab zum Schiff.
Schnell sind wir zwar, doch es fängt
trotzdem an zu regnen. „Na egal“,
denken wir uns noch in der Unter-
führung, „wir haben ja Schirme und
Regenjacken und schließlich sind
wir nicht aus Zucker. Das bisschen
Regen werden wir schon überste-
hen“. Oder auch nicht…fängt es
doch an wie aus Eimern zu schütten
und zu stürmen. Weder Regenjacke

noch Schirm kann uns vor diesen
Wassermassen schützen. Und da
wir nicht die einzigen „begossenen
Pudel“ an Bord sind, bildet sich
schnell eine Schlange vor der Da-
mentoilette. An sich nichts Unge-
wöhnliches, doch diesmal ist einzig
und allein der Handtrockner das
Ziel der Begierde.

Wenigstens etwas getrocknet und
(dank eines LKA Kollegen) mit tro-
ckenem T-Shirt, trete ich mit den an-
deren die Rückreise an. Bei der Ver-
losung freuen sich die Gewinner

über verschiedenste Preise, u. a. ei-
nem Gutschein für zwei Schifftickets
zu „Rhein in Flammen“.

Mein Fazit am Ende eines im
wahrsten Sinne des Wortes
„feucht-fröhlichen“ Tages:

Es hat viel Spaß gemacht, ge-
meinsam mit den Kolleginnen und
Kollegen des LKA die „RheinStar“
und Bacharach zu erobern.

Ich freue mich jedenfalls auf eine
weitere Tour… Katrin Kuhl, PTLV

Klausurtagung des Bezirksgruppenvorstandes
Polizeizentralbehörden

Bei Sonnenschein und heißen
Temperaturen trafen am
17.08.2011 die Mitglieder des Be-
zirksgruppenvorstandes Polizei-
zentralbehörden im Berghotel
(Berghausen) ein.

Das schöne Wetter konnte jedoch
die traurige Nachricht über den Tod
von Walter Kaiser nicht wegzau-
bern. Walter sollte und wollte als Se-
niorenvertreter an der Sitzung teil-
nehmen, doch leider verstarb er nur
wenige Tage zuvor.

In Gedenken an ihn wurde vor
dem jeweiligen Sitzungsbeginn eine
Kerze entzündet und so hatte Walter
seinen Platz in der Mitte. Nach einer
Schweigeminute waren sich alle ei-
nig, dass Walter zwar sehr fehlen,
aber immer in den Herzen bleiben
wird.

Die Sitzung startete direkt mit In-
formationen aus den verschiedenen
Gremien. So gab es beispielsweise
aus dem Landesbezirk eine Neuein-
stellung in der Geschäftstelle zu ver-
melden. Es folgten Berichte über die
erfolgreiche GdP-Fahrradtour nach
Berlin, die Postkartenaktion anläss-
lich der Nichtübertragung des Tarif-
abschlusses, sowie über die geplan-
te Zentralisierung des ärztlichen
Dienstes oder der Verlängerung der
Lebensarbeitszeit, um nur einige der
vielen Punkte zu nennen. Auch aktu-
elle Informationen aus der Tarif-
kommission, den Personen- und
Kreisgruppen, der Kripo-Kommissi-
on und dem Landeskontrollaus-
schuss durften natürlich nicht feh-
len. So konnten sich alle

Vorstandsmitglieder auf den neues-
ten Stand bringen und, nach dem
Kassenbericht den Hauptpersonal-
ratsvorsitzenden begrüßen. Er schil-
derte den aktuellen Sachstand zur
Tarifübertragung sowie zum 2.
Dienstrechtsmodernisierungsgesetz
und alle Teilnehmer waren dankbar
für seine Ausführungen – bekam
man doch Infos aus erster Hand.

Nach einem informationsgeball-
ten Tag machte sich die Truppe nun
zu einer kleinen Wanderung durch
die Felder und Wälder von Berg-
hausen auf, jedoch ohne die Rech-
nung mit den dort rumschwirrenden
Wespen und Bremsen zu machen.
So wurde an der „Zwischenstation“
nicht nur den Getränken, sondern
auch Zwiebeln und Kühlpads entge-
gengefiebert. Nachdem die „Aus-
fälle“ behandelt wurden, konnte der
Großteil der Truppe die Wanderung
zurück zum Hotel in Angriff neh-

men, bevor es zum Abendessen und
einem gemütlichen Zusammensit-
zen überging.

Der zweite Tag stand ganz im Zei-
chen der Personalratswahlen 2012.

Die aktuellen Sachstände aus
den einzelnen Kreisgruppen für die
örtlichen Personalräte wurden erör-
tert und erste Überlegungen für den
Hauptpersonalrat angestellt.

Dieses Vormittag füllende Thema
wird natürlich auch die nächsten Sit-
zungen begleiten und so konnte,
nach den letzten Vorbereitungen für
das erste Grillfest der kompletten
Bezirksgruppe und einem abschlie-
ßenden Mittagessen, die Heimreise
nach zwei arbeitsintensiven und
konstruktiven Tagen angetreten
werden.

Walter Kaiser und Katrin Kuhl im Jahr 2010
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Vorbereitung auf den Castor – Transport  2011
Alle Jahre wieder steht die Deut-

sche Polizei vor einer Aufgabe, die
nur gemeinsam gelöst werden
kann. Alle Jahre wieder startet der
größte Polizeieinsatz des Jahres in
Frankreich.

Auf dem Schienenweg werden
Castorbehälter mit ihrer strahlen-
den Fracht durch Deutschland ins
Wendland, nach Niedersachsen ge-
bracht, um im Zwischenlager Gor-
leben auf ihre über jahrtausende,
strahlende „Endlagerung“ zu war-
ten.

Seit Jahresbeginn laufen die poli-
zeilichen Vorbereitungen, um die-
sen Einsatz taktisch und logistisch
bewältigen zu können. Nicht ver-
borgen blieb der Welt und den Men-
schen der Super Gau im japani-
schen Fukushima, der die
Protestbewegung mit Blick auf das
Protestpotential noch ansteigen las-
sen wird. Nicht nur die Polizeifüh-
rung beschäftigt sich mit Vorberei-
tungen für den Castor, auch
Personalräte und Gewerkschaften
aus allen Bundesländern leisten ih-
ren Beitrag.

Nach einer Nachbereitung des
Castortransportes 2010, am 19. Ja-
nuar diesen Jahres in Lüneburg, an
welcher der Personalrat der HBP,
Vertreten durch Valentin Müller und
dem Vorsitzenden für den Haupt-
personalrat der Hessischen Polizei
und den Personalrat der Hessischen
Bereitschaftspolizei teilgenommen
hatten.

Am 11. Oktober 2011 fand in Lü-
neburg eine Vorbereitungssitzung
für den anstehenden Castortrans-
port für die Personalräte der Länder
und der Gewerkschaften statt.

Zum Auftakt der Veranstaltung,
an der neben Vertretern des Innen-
ministeriums Niedersachsens die
gesamte für den Castortransport
verantwortliche Polizeiführung zu-
gegen war, bedankte sich Polizei-
präsident Niehoster aus Nieder-
sachsen bei allen Personalräten und
Gewerkschaftsvertretern für die
konstruktive Kritik nach dem Cas-
toreinsatz 2010, die er damals zu
Unrecht als „Meckerlisten“ bezeich-
net hatte.

Er betone ausdrücklich, dass alle
Verantwortlichen aus den Fehlern

des Vorjahres gelernt hätten und
jetzt voller Stolz vermelden können,
dass weitestgehend den Wünschen
der Personal- und Gewerkschafts-
vertreter gefolgt werden könne.

Er betonte, dass für diese Einsatz-
vorbereitung Geld keine Rolle ge-
spielt habe, er aber hoffe, dass die
zu bestreitenden Kosten von allen
Bundesländern getragen werden.

Da es sich uns verbietet auf poli-
zeitaktische Maßnahmen einzuge-
hen, die dem polizeilichen Gegen-
über Vorteile verschaffen könnten,
was letztendlich unseren Kollegin-
nen und Kollegen ihre Arbeit er-
schweren würde, halte ich mich in
meinen weiteren Ausführungen all-
gemein. Fragen aus dem polizeitak-
tischen Bereich, die bislang nicht zu
unserer Zufriedenheit beantwortet
werden konnten, wurden von uns
selbstverständlich als Anfrage an
unser Innenministerium, das Präsi-
dium des HBPP und unsere Einsatz-
führende III. BPA weiter geleitet.
Hierzu gehört auch eine Antwort
zum Strahlenschutz für unsere Kol-
leginnen und Kollegen,die die Cas-
toren begleiten oder einsatzbedingt
in das Zwischenlager müssen.

Versorgung/Unterbringung/
Logistik

Aus den Fehlern von 2010 wurde
gelernt, so dass es für den diesjähri-
gen Castortransport einen eigenen
Einsatzabschnitt Versorgung/Unter-
bringung und Logistik geben wird.

Der verantwortliche Polizeiführer
führte hierzu aus:

l Der Leitfaden 150 – Versorgung
und Unterbringung der Polizei im
Einsatz findet Anwendung und
gilt als „Bibel“.

l Durch die bisherige Vorplanung
stehen bislang 2800 mehr Betten
zur Verfügung, wie für die Kräfte-
planung erforderlich ist.

l Entsprechend der Entfernung
von Unterkunft zum Einsatzraum
werden die Kräfte in entspre-
chenden Schichtrhythmen ein-
gesetzt.

l Zur Gewährleistung einer opti-
malen Kräfte- und Versorgungs-
planung wird eine Software in-
stalliert, über die die einzelnen
Einheiten regelmäßig abgefragt
werden können.

l Die Versorgung wird so ausge-
legt, dass alle Kräfte an allen
Standorten versorgt werden kön-
nen.

l Darüber hinaus wird es zusätz-
lich „Hundertschaftsverpfle-
gung“ geben, die mitgeführt
wird. *Auch für den Fall mögli-
cher Blockaden ist Vorsorge ge-
troffen, um mit speziell beschaff-
ten Spezialfahrzeugen zu den
Kräften zu gelangen oder eine
Luftversorgung durchzuführen.

l In allen Unterkünften wird eine
medizinische Versorgung ge-
währleistet.

l Für die Entsorgung im Einsatz-
raum ist hinreichend Sorge ge-
tragen. Hierzu wurden ausrei-
chen Entsorgungscontainer und
Toilettenlagen beschafft, die bei
Bedarf direkt vor Ort gebracht
werden.

Wenn das alles so funktioniert,
wird die Polizeiführung in Nieder-
sachsen eine logistische Glanzlei-
stung vollführen, die wir dankbar,
gerne als Maßstab für die Zukunft
nehmen.

Ihr liebe Kolleginnen und Kolle-
gen tragt eure Haut zum Markte und
müsst dies allemal wert sein.

Landespolizeipräsident Niedersachsen
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Was noch nicht geklärt ist, ist die
Frage der finanziellen Vergütung
der von euch aufgewendeten Zeit,
um den „Strahlemann“ ins Körb-
chen zu bringen.

Wir haben unser Landespolizei-
präsidium angeschrieben und auf-
gefordert, euch die Zeit vom Verlas-
sen der Unterkunft, bis zur Rückkehr
in eure Unterkunft 1:1 zu vergüten,
wie es die EU-Richtlinien vorsehen.

Dass man euch alternativ gestat-
tet, eure Familien mit in den Einsatz
zu nehmen, kann ich mir nur sehr
schwer vorstellen!!!

Die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie gilt auch für Hessen!

Im Einsatzraum werdet Ihr selbst-
verständlich durch euren Personal-
rat und eure BZG BePo betreut. Eure
Ansprechpartner im Wendland:

Valentin Müller,
Tel.: 0172   - 2087208

Detlef Otto,
Tel.: 01525 - 6126096

Personalrat und BZG BePo
wünscht euch einen guten Einsatz-
verlauf, aus dem Ihr Gesund und
schadlos zurück kehrt.

Roland Kramer
BZG Bereitschaftspolizei

Polizisten im Fokus der Gewalttäter
Einsätze in und um Fußballstadien immer gefährlicher!

Beim zurückliegenden Pokalspiel
Ende Oktober in der DFB – Pokal
Hauptrunde zwischen dem Zweitli-
gisten Eintracht Frankfurt und dem
Bundesligisten 1. FC Kaiserslautern
kam es erneut zu schweren Krawal-
len zwischen Chaoten und Polizei.
Und es kam, wie es kommen muss-
te: viele eingesetzte Beamtinnen
und Beamte wurden verletzt, einige
davon sehr schwer. Auch zehn Kol-
leginnen und Kollegen aus den Rei-
hen der Bereitschaftspolizei wurden
verletzt. Tags zuvor hatten beim Po-
kalspiel des amtierenden Meisters
in Dortmund angereiste Chaoten
aus Dresden ebenfalls für chaoti-
sche Zustände in der Dortmunder
Innenstadt gesorgt. Im Nachgang
überschlagen sich jetzt viele Politiker
in der Presse mit Verlautbarungen,
„gegen die Krawallmacher vorge-
hen zu wollen“. Warum erst jetzt?
Muss immer erst „das Kind in den
Brunnen fallen“, um diejenigen
wach zu rütteln, die in unserer Ge-
sellschaft für die Gesetzgebung ver-
antwortlich sind? Zugegeben, ge-
setzliche Regelungen sind nicht das
Allheilmittel. Sie sind aber ein An-
fang, um diejenigen, die den Staat
schützen, nicht alleine zu lassen. Die
GdP hatte bereits unter dem Motto
„Feindbilder ins Abseits“ Anfang
dieses Jahres einen Fußball – Gipfel
in Frankfurt am Main durchgeführt.
Gemeinsam hatten der Deutsche

Fußball Bund, der Ligaverband und
die GdP diesen Kongress ausgerich-
tet. 300 Teilnehmer aus Verbänden,
Vereinen, der Polizei und Fangrup-
pierungen waren dabei anwesend.
Die dort erarbeiteten Botschaften,
unter anderem „so viel Sicherheit
wie nötig, so wenige Einschränkun-
gen wie möglich“, wurden am Po-
kalspieltag Ende Oktober wieder
einmal „ad absurdum“ geführt.
Auch Boris Rhein meldete sich zu
Wort: „Null-Toleranz gegenüber
gewaltbereiten Fußballfans, ein an-
deres Credo kann es nicht mehr ge-
ben!“ „Bisher haben die Verant-
wortlichen der Frankfurter Ultras
Gesprächsangebote von Seiten der
Polizei ignoriert. Stattdessen atta-
ckierten Ultras und Hooligans am
vergangenen Mittwoch gezielt Poli-
zeibeamte und verletzten diese zum
Teil schwer. Die Gewalt der soge-
nannten Fußballfans hat jetzt eine
Qualität erreicht, der wir entschie-
den entgegenwirken werden. Allein
auf die Selbstreinigungskräfte der
Fangruppen zu setzen reicht offen-
bar nicht aus, um die gewaltberei-
ten Ultras zum Einlenken zu bewe-
gen. Ab sofort legt die Polizei eine
härtere Gangart gegen gewaltbe-
reite Problemfans ein.“, so Innenmi-
nister Rhein weiter. Wie soll die Poli-
zei den Forderungen des
Innenministers nachkommen?
Wenn Gewalt von sogenannten

Fans ausgeübt wird, haben die ein-
gesetzten Polizeikräfte oft keine
Chance! Ständig neue Erfindungen
wie „China – Böller“ führen dazu,
dass unsere Kolleginnen und Kolle-
gen dauerhaft geschädigt werden
(Knalltraumen, Hörschädigungen).
Wenn dann noch an Spieltagen der
2. und 3. Liga mehrere hessische
Fußballvereine von Freitag bis
Sonntag ihre Spieltage haben, sind
Dauerbelastungen der Polizei nicht
auszuschließen. So reisten Kräfte
der Polizei im September freitags
nach Wiesbaden (3. Liga), sams-
tags nach Darmstadt (3. Liga), um
dann schlussendlich sonntags in
Frankfurt dort die letzte Problem-
partie in der 2. Liga noch „abzuar-
beiten“. Wohlgemerkt, hier ist kein
Erstligist dabei! Hinzu kommen Pro-
blemspiele in benachbarten Bun-
desländern, die ebenfalls im Rah-
men von Unterstützungseinsätzen
bewältigt werden müssen.

Blick ins Plenum

Stadionszene
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Forderungen der GdP lauten
hier:

l Entzerrung der Spielpläne durch
Rücksichtnahme auf feststehen-
de und flexible Termine, und Re-
aktion auf kurzfristig auftretende
Situationen/Terminkollisionen –
notfalls bis zur Spielabsage.

l Konsequente Durchsetzung der
Sicherheitsvorschriften aus den

Sicherheitsrichtlinien - auch bei
unteren Ligen (4. + 5).

l Stadionverbote müssen einheit-
lich gehandhabt werden – auch
in klassentieferen Ligen. Stadion-
verbote sollten verstärkt zu Trans-
portverboten der Deutschen
Bahn führen.

l Ausbau der Fanbetreuung, auch
bei Vereinen in niedrigeren Ligen
– auch mittels finanzieller Unter-
stützung DFB (oder DFL – da Ver-

eine der 1., 2. und auch 3. Liga
Interesse daran haben müssen,
dass Fußball kein negatives Ima-
ge erhält).

l Vereine müssen animiert wer-
den, entschiedener gegen Ge-
walttäter vorzugehen.

l Zuverlässigkeit der Ordnungs-
dienste in unteren Ligen sicher-
stellen.

l Einwirken auf Politiker, dass ge-
nügend qualifiziertes Personal
vorgehalten wird, um Einsatzge-
schehen inklusive Fußballeinsät-
ze sicherzustellen.

l Einwirken auf die Justizminister
der Länder, ausreichend Perso-
nal bereitzustellen, um Problem-
spiele zu begleiten und eine
schnelle Reaktion auf Straftaten
(Haftbefehle) sicherzustellen.

l Das Nationale Konzept “Sport
und Sicherheit” muss häufiger
mit den polizeilichen Gefahren-
prognosen abgeglichen werden.

Wir werden die Entwicklung in
den Fußballstadien aufmerksam
verfolgen!                                JM

Aus dem Bundesfachausschuss Bereitschaftspolizei
In diesem Jahr fand satzungsge-

mäß die erste Arbeitssitzung des
Bundesfachausschusses der Bereit-
schaftspolizei (BFA Bepo) in Berlin
statt; infolge des Bundeskongress
vom Herbst 2010.

Bei der konstituierenden Sitzung
wurde Bernhard Schmidt aus Berlin
als Vorsitzender für den BFA bestä-
tigt und erneut zum Vorsitzenden
gewählt.

In der Runde wurde besonders
der stellv. Bundesvorsitzende Jörg
Radek (BuPol) begrüßt, der den BFA
auch in der neuen Legislaturperiode
als Koordinator zum Bundesvor-
stand fachlich kompetent begleitet.

Im BFA sitzen kraft Amtes alle ge-
wählten BZG- Vorsitzenden aus den
Ländern und beschäftigen sich min-
destens einmal jährlich und bei ak-
tuellen Anlässen mit allen Angele-
genheiten der Bereitschaftspolizei
mit gemeinsamer Zielsetzung, wie
beispielsweise Einsatznachberei-

tungen oder Erstellung von
Grundlagen-Broschüren, wie etwa
das Positionspapier Bereitschafts-
polizei, das Strategiepapier Einsatz
oder den Leitfaden 150 (einheitliche
Unterbringung und Versorgung),

In der BFA-Sitzung wurde der
Jahresbericht des Inspekteurs des
Bundes für die Bereitschaftspolizei-
en der Länder, Jürgen Schubert, ver-
teilt. Kleine Nachlese: Bei 160 län-
derübergreifender Einsätzen in
2009 mit 70.000 eingesetzten Be-
amtInnen, 122 Anlässen im Jahr

2010 mit 67.000, und mit Ausblick
auf 2011 wird man vermutlich er-
neut bis 70.000 Bereitschaftspoli-
zisten bei über 130 Großlagen ein-
setzen. Beklagenswert ist, dass die
Tendenz der länderübergreifenden
Einsätze zunimmt, allerdings bei
anhaltendem Personalabbau von
Polizeivollzugsbeamten in den
Nachbarländern und unter Mehr-
belastung unserer hessischen Be-
reitschaftspolizei. Ein-
satz-Höhepunkt war 2010 der
Castortransport mit rund 20.000
Einsatzkräften.

Für den diesjährigen Castor-
transport bereitet das Land Nieder-
sachsen einen Großeinsatz für zu-
nächst 12.000 Kräfte vor; ein sehr
hoher logistischer Aufwand für Un-
terbringung, Versorgung und Ent-
sorgung und vor allem der Arbeits-
zeiten, die wieder zwischen 16 bis
32 Stunden und mehr liegen könn-
ten. Entscheidend dafür wird ein rei-
bungsloser Castortransport bis ins

Aufgerüstet gegen Gewalttäter

Inspekteur Schubert
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Zwischenlager Gorleben sein. Ende
2010 verfügten Bund und Länder
über 16.387 PVB.

„Bundes-Inspekteur“ Jürgen
Schubert muss mit weiterem Perso-
nalabbau in Mecklenburg-Vorpom-
mern, Thüringen, Sachsen, Bran-
denburg, und auch kleineren
Reformen in Rheinland-Pfalz und
Saarland rechnen, da dort massive
Personalabbaumaßnahmen ge-
plant sind.

Schwerpunkte in diesem Jahr wa-
ren für die HBP Einsatzlagen wie
1.Mai in Bremen und Berlin, Leipzig
(Jahrestag Bombardierung), Sicher-
heitskonferenz München, Innenmi-
nisterkonferenz in Wiesbaden, Fuß-
ball WM Frauen, vermehrt
Demonstrationen von Rechten u.
Linken und zahlreiche Fußballein-
sätze.

Dazu laufen bereits planbare ak-
tuelle Unterstützungseinsätze RESI,
wegen zunehmender Kriminalität
an bestimmten Brennpunkten. Für
die „Regionale Sicherheit“ stehen
dem Einzeldienst in der Fläche 100
Bereitschaftspolizisten fest planbar
zur Verfügung; damit sind durchge-
hend 2 Einsatzeinheiten beschäftigt,
die nur im Ausnahmefall für Groß-
lagen aushelfen werden.

Aus gewerkschaftlicher Sicht ist
das eine nachträgliche Reduzierung
der Bereitschaftspolizei um 100
PVB. Die Auswirkungen und Folgen
der Einsatzbelastung dieser planba-
ren Einsätze und kurzfristig einge-
schobene Anlässe bei zunehmender
Arbeitsdichte, führt zu Mehrarbeits-
stunden, die nicht abgebaut werden
können, infolge zu Gesundheitspro-
blemen. Wegen Unplanbarkeit von
Freizeit ist der soziale Friede im Fa-

milien- und Bekanntenkreis be-
droht; es gibt keine Vereinbarkeit
von Beruf und Familie. So bleibt die
Zementierung des Wunsches eines
planbaren freien Wochenendes
und die Wertschätzung bzw. Aner-
kennung zur notwendigen Freizeit-
und Erholungsphasen im Rahmen
der Fürsorge des Dienstherrn ober-
ste Pflicht und fordert die Gewerk-
schaft und unsere Vertreter im Per-
sonalrat gleichermaßen. Ab-
schließend beschäftigt sich der BFA
Bepo, wie alle unsere gewerkschaft-
lichen und personalrätlichen Gre-
mien, mit den Auswirkungen zuneh-
mender Gewalt gegen
Polizeibeamte, infolge langer Ein-
satzzeiten immer wieder mit der
Umsetzung von EU-Recht, und allen
Problemen die sich aus der Ausstat-
tung und Ausrüstung von Bereit-
schaftspolizisten ergeben.      D.O.

GdP feiert  „ Brunnenfest in der Mudra“
Am Dienstag, dem 30. August

2011 war es wieder so weit, der
Brunnen in der „Mudra“ sprudelte
und das von Bezirksgruppe-BePo,
Kreisgruppe Mudra und Kreisgrup-
pe Präsidium gemeinsam gestaltete
Brunnenfest in der Mudra konnte
gestartet werden.

Bei stahlendem Sonnenschein
ging es gegen 15.00 Uhr mit kos-
tenlosem Kaffee und Kuchen, ge-
sponsert von der Kreisgruppe „Prä-
sidium“, los. Ab 18.00 Uhr ging
dann richtig die Post ab, unser Ge-
sangsstar Jonas Weyand, ein Kolle-
ge der HPA, hatte gerade seine
Welttournee hinter sich gebracht
und bot nun sein gesamtes Reper-
toire dar. Dieses reichte von Har-
drock bis hin zur nachdenklich stim-
menden Ballade. Er war einfach nur
super, was sich an den aktiven Tanz-
einlagen von Jung und Alt ablesen
lies.

Aus den Zapfhähnen der Bieram-
pel floss elegantes Pils und uriges
Weizenbier.

Wein, Sekt und alkoholfreie Ge-
tränke standen bereit.

Besondere kulinarische Schman-
kerl bot unser Küchenchef aus der
Mudra, der in diesem Jahr mit einer

professionellen Bewirtung für das
Wohl der Gäste sorgte.

Zum besonderen Highlight entwi-
ckelte sich im Laufe des Abends un-
sere Cocktailbar. Hier wurden le-
ckere Cocktails, mit aber auch ohne
Alkohol gemixt. Wie beliebt unser
Brunnenfest geworden ist, konnte
man an den Gästen sehen. Neben
den Kolleginnen und Kollegen der
Bereitschaftspolizei hatten Kollegin-

nen und Kollegen aus dem BKA,
LKA, dem Innenministerium, den
PP´en Westhessen, Südhessen,
Frankfurt und Mittelhessen den Weg
nach Wiesbaden gefunden.

Der gute Zuspruch für unser
Brunnenfest hielt sich bei angeneh-
men Temperaturen bis weit nach
Mitternacht. Eine entspannte, locke-
re Atmosphäre sorgte für viele inter-
essante Gespräche und viel Spaß.

Gäste
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Aber neben dem Spaß machten sich
viele Kolleginnen und Kollegen Luft
und äußerten ihre Verärgerung
über den Umgang der schwarz/gel-
ben Landesregierung mit ihnen.

Sie fühlen sich, durch die nicht er-
folgte 1 : 1 Übernahme des Tarifer-
gebnisses auf die Beamten und die
geplanten Negativeingriffe in die
Beihilfe, verraten und verkauft!

Dank gilt all den ungenannten
Helfern und der Abteilungsleitung
der I. BPA, insbesondere den Kolle-
gen unserer TEE und AFE für die
freundliche Unterstützung.

Nach dem Motto –„nach der
Schlacht ist vor der Schlacht“- pla-
nen wir schon mal für 2012 das
nächste Brunnenfest.

Roland Kramer
BZG Bereitschaftspolizei

Jonas Weyand

1. Grillfest der Bezirksgruppe Polizeizentralbehörden
Es hatten wohl alle Gäste tags zu-

vor Ihre Teller leer gegessen, denn
das Wetter beim 1. Grillfest der
kompletten Bezirksgruppe Polizei-
zentralbehörden – sprich HLKA,
HPA und PTLV - am 01.09.2011 war
einfach perfekt.

Die anfängliche Skepsis des Vor-
stands in der heutigen „Hö-
her-Schneller-Weiter-Gesellschaft“
mit einem „banalen Grillfest nie-
manden mehr hinter dem Ofen vor-
locken zu können“, verflog relativ
schnell, nachdem bereits kurz nach
15:00 Uhr bei strahlendem Son-
nenschein die ersten Mitglieder der
Kreisgruppen PTLV und HLKA Platz
nahmen. Auch einige Mitglieder der
HPA ließen es sich nicht nehmen auf
dem Heimweg noch einen Halt an

der PTLV Grillhütte einzulegen. Bei
leckeren Grillwürsten, von Bernd
Petri (PTLV) und Heinz Schiskowsky
(HLKA) frisch serviert, und einem
kühlen (alkoholfreien) Bier machte
es allen sichtlich Spaß mal über den
Tellerrand der eigenen Kreisgruppe
hinauszusehen und neue Leute ken-
nenzulernen.

So wollten es sich auch nicht der
HPR-Vorsitzende Jens Mohrherr
und der Bezirksgruppenvorsitzende
der benachbarten Bezirksgruppe
Westhessen, Peter Wittig, nehmen
lassen, an der Grillhütte vorbei zu
schauen und sich von der guten
Stimmung anstecken zu lassen. Mu-
sik, Unterhaltungen und fröhliches
Lachen erfüllten bis in die frühen

Abendstunden das Gelände des
PTLV.

So wurde auch rasch der Ent-
schluss gefasst: „Fortsetzung
folgt….“ – und wer weiß, vielleicht
gelingt uns eine Rundreise über „die
Grillplätze der Polizeizentralbehör-
den“?

GDP-Oktoberfest in Kassel

Am 13.10.2011 veranstaltete die
Kreisgruppe BePo Kassel zusammen
mit der Jungen Gruppe, allen voran
die Kollegen Verena Fleer und Joa-
chim Vollmer, ein Oktoberfest! Die

Idee wurde nach der Berufsvertre-
tungsstunde im September
geboren. Ziel war es, viele Kollegin-
nen und Kollegen für die GdP zu be-
geistern. Bei gutem Essen und Ge-

tränken natürlich. Gesagt getan.
Die Genehmigung der Abteilungs-
leitung wurde eingeholt und mit Pe-
ter Sehrt, Kantinenbetreiber in der
IV. BPA und beim PP Nordhessen,
ein kreativer und engagierter Gast-
geber mit ins Boot geholt.

Die Kantine wurde echt bayerisch
geschmückt, das Bier kaltgestellt,
die Brezeln drapiert und dann kam
der Startschuss um 19:00 Uhr: Was
nach Pfortenöffnung zunächst wie
ein privater Weizenbierchillout aus-
sah, entwickelte sich schnell zu einer
ausgelassenen Fete! Ca. 200 Kolle-
ginnen und Kollegen kamen in der
Kantine vorbei und erlebten „DJ Pat-
rick“, wie er Schlager, Aktuelles,
House in einen tanzbaren Musikmix
quirlte. Besonders schön war, dass
sich viele Kollegen auch „ihre
Tracht“ angezogen hatten und so im

Angehörige von PTLV und HPA

Volles Haus beim 1. Oktoberfest
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Publikum ein sehr buntes Bild ent-
stand. Es wurde bis Punkt 01:00 Uhr
gefeiert, dann musste die Veranstal-
tung aus Rücksicht auf die Anwoh-
ner, beendet werden. Es war ein

friedvolles Fest ohne Schlägerei,
Sachbeschädigung und Alkoholin-
toxikation. Einen herzlichen Glück-
wunsch übrigens noch an den Kolle-
gen Tobias Stoll, der mit einer

gefühlten halben Stunde das Maß-
bierkrugstemmen gewonnen hat!

Sebastian Schubert

500.- Euro Spende für Hessische Polizeistiftung
Am 20. Oktober 2011 feierte die

Gewerkschaft der Polizei, Landes-
verband Hessen, ihren sechzigsten
Geburtstag. Hierzu wurde ein Fes-
takt im historischen Kaisersaal des
Frankfurter Römer durchgeführt.

Einige Gründungsmitglieder der
hessischen GdP aus dem Jahr 1951
wurden vom Landesvorsitzenden
Jörg Bruchmüller im feierlichen
Rahmen geehrt.

Für den Personalrat der Hessi-
schen Bereitschaftspolizei ein ge-
eigneter Rahmen, um seine Nähe
zu den Beschäftigten der Hessischen
Polizei zu zeigen, die in Not geraten
sind.

Das amtierende geschäftsführen-
de Personalratsteam übereichte
dem Hauptpersonalratsvorsitzen-
den Jens Mohrherr, der zugleich
Vorsitzender der Hessischen Polizei-
stiftung ist, einen Scheck in Höhe
von 500.- Euro, um damit die Hessi-
sche Polizeistiftung zu unterstützen.

Übrigens kann man, wie ich
auch, Fördermitglied bei der Hessi-
schen Polizeistiftung werden und
damit seine Solidarität zu in Not ge-
raten Kolleginnen und Kollegen zei-
gen.

Der Verzicht auf ein oder zwei
Päckchen Zigaretten, können eine
gute Spendengrundlage ergeben.

Der Vorsitzende der Hessischen
Polizeistiftung bedankte sich beim
Personalrat der HBP und machte
deutlich, dass diesem Beispiel hof-
fentlich noch viele folgen mögen.
Immer dann, wenn Polizeibeschäf-
tigte im Dienst schwer verletzt oder
gar getötet werden, ist es die Hessi-
sche Polizeistiftung, die gerne den
Betroffenen oder den Hinterbliebe-

nen helfe. Meist im direkten und da-
mit guten Zusammenspiel mit den
Personalräten der hessischen Poli-
zei.

Kontaktdaten:

Hessische Polizeistiftung beim
HMdIuS
Friedrich Ebert Allee 12
65185 Wiesbaden

Nassauische Sparkasse
Bankleitzahl: 510 500 15
Kontonummer: 555 000 033

Redaktion Polizei-Report neu aufgestellt!
Vernehmung der Neuen

Wie heißen Sie?

Katrin Kuhl

Und wie alt sind Sie?

30

Was sind Sie denn von Beruf?

Ich bin Verwaltungsfachwirtin

Wo arbeitet man denn als so
was?

In der Finanzbuchhaltung beim
PTLV

Aha! Und sie sind also in der
GdP. Dann sagen Sie mir mal
wie lange schon?

Ich bin seit 7 Jahren in der GdP

So, so…haben sie auch Funk-
tionen bei der GdP inne?

Ich bin 2. Vorsitzende in der Kreis-
gruppe PTLV und Schriftführerin in

der Bezirksgruppe Polizeizentralbe-
hörden

Dann sind Sie am Ende wohl
auch noch im Personalrat, was?

Stimmt. Ich bin als Beschäftigten-
vertreterin im Personalrat beim
PTLV und dort die 2. Vertreterin
des Vorsitzenden.

Gut. Dann kommen wir mal zu
der Angelegenheit, weshalb Sie

Personalrat HBP und Stiftungsvorsitzender freuen sich
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heute hier sind. Was sagen Sie
zu dem Vorwurf, dass Sie die
Neue in der Redaktion beim
Polizeireport sind?

Dazu kann ich nur sagen, dass
die Vorwürfe der Tatsache entspre-
chen.

Sie geben also zu die Neue zu
sein?

Ja! Und das gebe ich sogar gerne
zu, weil mir die Arbeit in der Re-
daktion Spaß macht!

Ralf Humpf und Jens Mohrherr
werden ebenfalls verdächtigt,
sie sollen langjährige Mitglie-
der der Redaktion des Polizei-
reports sein. Können Sie mir
dazu was sagen?

Das stimmt! Und ich werde die
beiden tatkräftig künftig bei der
Arbeit in der Redaktion unterstüt-
zen.

Ha! Dann können wir jetzt also
den Fall abschließen! Alle drei
Verdächtigen arbeiten in der
Redaktion des Polizeireports.

Haben Sie etwa auch den
Schlusspunkt verbrochen?

Ja, das war ich!

Na dann….Abführen in die Re-
daktionsräume!!!

Minister feiert mit seiner Polizei in Lich ein Sommerfest
Wo war der Personalrat der Hes-

sischen Bereitschaftspolizei?

Behauptung:

„Unser Hessischer Innenminister
Boris Rhein würdigt am 21.09.2011
bei der II. Bereitschaftspolizeiabtei-
lung in Lich mit einem gelungen
Sommerfest das außerordentliche
Engagement von Bediensteten der
hessischen Polizei.

Unser Personalratsvorsitzender,
Roland Kramer, glänzt durch Abwe-
senheit, weil er gerade mal wieder
einen Kleinkrieg gegen das Ministe-
rium führt!“

Erklärung:

Der Personalrat des HBPP ist froh
und dankbar, einen Innenminister,
wie Herrn Boris Rhein als obersten
Dienstherrn der hessischen Polizei
zu wissen. Wir schätzen seinen offe-
nen, sachlichen und gerechten Um-
gang mit den Kolleginnen und Kol-
legen des HBPP. Erinnert sei hier an

seine Teilnahme bei unserer Perso-
nalversammlung im Februar diesen
Jahres und die von ihm gemachten
Aussagen.

Wir freuen uns, dass sich unser
oberster Dienstherr, bei einem sehr
anspruchsvollen Terminkalender

die Zeit nimmt, um bei einem klei-
nen Fest das außerordentliche
Engagement von Bediensteten der
hessischen Polizei zu würdigen, de-
ren Nähe sucht und sich dazu eine
Liegenschaft der Bereitschaftspoli-
zei ausgesucht hat.

Wir führen schon gar keinen
Kleinkrieg gegen unsere oberste
Dienstbehörde, da die Zusammen-
arbeit zwischen oberster Dienstbe-
hörde und Personalrat offen und
vertrauensvoll gestaltet ist.

Wir waren zum Sommerfest ein-
fach nicht eingeladen, das ist unse-
re Erklärung für eine nicht erfolgte
Teilnahme.

Ihnen und ihrer Familien eine
schöne Vorweihnachtszeit, ein fro-
hes Fest, sowie die besten Wünsche
ihres Personalrates für Glück, Ge-
sundheit und Zufriedenheit in
2012.

Roland Kramer
Personalratsvorsitzender HBPP

Steuerrecht
Alle Alterseinkünfte müssen an-

geben werden.

Seit jeher unterliegen Altersvor-
sorgegrundbezüge und damit auch
Renten - zumindest zu einem gewis-
sen Anteil - dem sogenannten Er-
tragsanteil, der Einkommenssteuer.

Um die ordnungsgemäße Ver-
steuerung seiner Einkünfte hat sich

jeder Rentner selbst zu kümmern.
Anders, als z.B. beim Arbeitslohn
oder vielen Kapitalerträgen, werden
von der Rente während des Jahres
keine Steuern abgezogen.

Rentner sind demnach, sofern
der steuerpflichtige Anteil ihres Ein-
kommens das Existenzminimum
von etwa 8.000,— � (alleinstehen-
de Personen ohne Kinder) über-

steigt, generell verpflichtet, bis zum
31. Mai eines jedes Jahres für das
vorangegangen Kalenderjahr eine
Steuererklärung abzugeben.

Nach derzeitigen Schätzungen
sind in Deutschland etwa fünf Mil-
lionen Rentner einkommensteuer-
pflichtig. Die Einkommenssteuer-
pflicht wird hierbei häufig durch
weitere Einkünfte neben den Alters-

Roland Kramer
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bezügen, z.B. aus Vermietung und
Verpachtung ausgelöst.

Da das Finanzamt sich aber nicht
allein auf die Entscheidung der
Rentner verlässt, Steuererklärungen
abzugeben und hierin alle erforder-
lichen Angaben zu machen, ist mit §
22a des Einkommenssteuergeset-
zes eine neue Meldepflicht für Ren-
tenzahlungen eingeführt worden.

Seit Beginn des Jahres 2010 mel-
den die Rentenversicherungsträger
die ausbezahlten Renten an die Fi-
nanzämter! Hierüber werden die
Rentner nicht informiert, insbeson-
dere erhalten sie keine Kopie der
Rentenbezugsmitteilung.

Mit diesen Meldungen sind die Fi-
nanzämter in der Lage, steuerlich
bisher nicht erfasste Rentner nach-
träglich zur Abgabe von Einkom-
menssteuererklärungen aufzufor-
dern. Dies könnte für manchen
Rentenbezieher zu erheblichen
Steuernachforderungen führen, ins-
besondere dann, wenn er zudem
noch andere bisher nicht erklärte
Einkünfte hatte.

Das Bundesfinanzministerium
schreibt jedoch vor, dass sich die Fi-

nanzbeamten an den Grundsatz
der Verhältnismäßigkeit zu halten
haben.

Danach ist auch bei Vorliegen ei-
ner Rentenbezugsmitteilung zu be-
rücksichtigen, inwieweit der Ermitt-
lungsaufwand beim Finanzamt
aber auch bei den Steuerpflichtigen
selbst durch das voraussichtliche
steuerliche Ergebnis gerechtfertigt
wäre.

Das Ministerium verspricht weiter,
dass der Vollzug des Alterseinkunft-
gesetzes mit „Augenmaß“ umge-
setzt werde. Festgeschriebene Ba-
gatellgrenzen gäbe es jedoch nicht.
Auf die Rentner kommt gegebenen-
falls neben der Steuernachforde-
rung des Finanzamtes auch ein Er-
mittlungsverfahren wegen des
Verdachts der Steuerhinterziehung
zu. Letztlich ist, soweit dem Finanz-
amt steuerpflichtige Renten ver-
schwiegen wurden, der objektive
Tatbestand der Steuerhinterziehung
gegeben.

Betroffene können sich nicht da-
mit herausreden, von der generel-
len Steuerpflicht der Rentenbezüge
nichts gewusst zu haben. Die Neu-
regelung der Besteuerung von Al-

terseinkünften ist in den Medien in-
tensiv behandelt worden und kann
keinem Betroffenen entgangen
sein. Zudem erhalten die Rentenbe-
scheide Hinweise auf die steuerli-
chen Regelungen, insbesondere auf
die Steuerpflicht.

Eine strafbefreiende Selbstanzei-
ge wird in aller Regel auch nicht
mehr möglich sein, da die Tat nach
Vorliegen der Rentenbezugsmittei-
lung und nach Abgleich mit der
Steuerkarte des Rentners als ent-
deckt gilt, was eine Selbstanzeige
unmöglich macht. Auch in diesen
Fällen wird die zuständige Steuer-
fahndungsstelle jedoch in Bagatell-
fällen mit Augenmaß handeln.

Interne Papiere der Finanzver-
waltung lassen erkennen, dass für
die Jahre 2005 bis 2008 eine straf-
rechtliche Verfolgung der Renten-
bezieher nur in Betracht kommt,
wenn die steuerliche Auswirkung für
diese Jahre über 3.000,— � liegt.
Bei geringen Auswirkungen wird
der Rentner mit Zahlung der rück-
ständigen Steuern davonkommen.

K.D.

Untertanen
Ob wir von anderen beeinflusst

oder von eigenen Bedürfnissen be-
herrscht werden, Untertan zu sein,
ist wohl unvermeidbar. In Monar-
chien, Fürstentümern und Diktatu-
ren sind die Bürger Untertanen. In
freiheitlichen Gesellschaften ist der
Zustand durch Bürgerrechte gemil-
dert. Doch wer oder was gab wem
wann das Recht, andere zu unter-
werfen, zu beherrschen, sie abhän-
gig zu machen? Ursprünglich wa-
ren es sicher Stärkere, Klügere und
Ältere, die Schwächere, Hilfsbedürf-
tige und Jüngere bevormunden
konnten.

Daraus entwickelten sich Ge-
wohnheiten und Regeln, die nicht
immer klug und förderlich waren.
Bildlich zutreffend bezeichnen wir ja
unsere Füße als Untertanen, weil sie
von oben gesteuerte Lasten zu tra-
gen haben und für das Vorankom-
men sorgen müssen. „Macht Euch
die Erde Untertan“, heißt es im Vers

28 des 1. Kapitels der Genesis. Das
konnten Menschen als Befugnis ver-
stehen, Natur, Pflanzen, Tiere und
Ihresgleichen auszunutzen.

Schwerwiegende Folgen des an-
maßenden Gebotes hätten viel-
leicht verhindert oder gemindert
werden können, wenn der Urtext mit
seiner anderen Bedeutung übersetzt
worden wäre: „nehmt die Erde als
Kulturland in Besitz“. Ob Missver-
ständnis oder Absicht, das Bibelzitat
hat Verheerendes angerichtet. Ge-
nerationen leiden zunehmend unter
diesem dreisten Gebot. Unser Pla-
net beweist uns reagierend seine
Überlegenheit. Im Vergleich zu
räumlichen und zeitlichen Dimen-
sionen des Kosmos ist Leben auf
unserem Planeten selbst in winzigen
Maßen kaum darzustellen. Doch
unsere kurzfristigen Existenzen set-
zen der Erde durch Übervölkerung
und Fortschrittsmanie, Verschwen-
dung und Verschmutzung erheblich

zu. Gewässer und Landflächen lei-
den. Pflanzen wie Tiere haben
Lebensbedingungen verloren und
sind ausgestorben. Wetterkatastro-
phen, Trockenheit und Über-
schwemmungen häufen sich. Wo
sich die Natur „rächt“, erreichen
Veranlasser das Gegenteil des An-
gestrebten. Mit der Weimarer Ver-
fassung ging die Souveränität 1919
vom Monarchen auf das Volk über.
Der Rückfall in die Diktatur von
1933 bis 1945 war ein heilsamer
Schock. Heute bestimmt Artikel 20
Absatz 2 des GG, dass alle Gewalt
vom Volke ausgeht.

Nun ist jeder Wähler, selbst
Nichtwähler Auslöser der Regeln,
die Rechte einräumen und Pflichten
auferlegen. Kaum von teilweise ver-
hasster menschlicher Alleinherr-
schaft befreit, werden viele zu Ab-
hängigen differenzierter Existenz-
bedingungen, technischer Errun-
genschaften und oft schädigender
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Verlockungen. Dienst- und Arbeits-
verhältnisse verpflichten uns zu zeit-
lichen, körperlichen und geistigen
Leistungen. Dienst- und Arbeitneh-
mer müssen sich Regeln und frem-
den Willen fügen. Selbst Regelgeber
sind von Wählern, Fraktionszwang
und Nebeneinkunftsquellen abhän-
gig. Mediale Meinungsmache und
Werbung lassen Überzeugungen
und Bedürfnisse und dadurch Ab-
hängigkeiten entstehen. Eilige ver-
lieren Zeit in Verkehrsstaus, Hand-
ynutzer geben für fremde Ohren
Vertrauliches preis, elektronische
Medien haben schon Manchen zur
Verzweiflung getrieben. Die Folgen
sind teilweise erschreckend. Sie be-
lasten Steuerzahler mit eigentlich
vermeidbaren Einbußen.

Dramatisierende Berichte über
Medikamenten- und Drogenmiss-
brauch, Alkoholismus und Fettlei-
bigkeit, Geltungs- und Spielsucht,
Gewaltexzesse und Sexualentglei-
sungen, Kaufrausch und Verschul-
dung, verdeutlichen einige der Ge-
genwartsprobleme.

Ist es Verstandes- oder Willens-
schwäche durch die sich Menschen
zu Untertanen nachrangiger Be-
dürfnisse degradieren lassen? Wer
nicht nur untertänig dulden möchte,
muss sich solidarisieren. Mehrhei-
ten sind für sonst Machtlose das ein-
zige Mittel, nicht nur manipuliertes
Opfer zu sein. Deshalb handelt ge-
gen eigene Interessen, wer sich nur
auf andere verlässt und sich keiner
Einfluss nehmenden Organisation
anschließt. Doch welcher Domi-
nanz unterwirft sich ein Solidaritäts-
verweigerer? Unterdrückt falsche
Sparsamkeit, Einbildung, abgeho-

bene Sattheit oder Egoismus die Be-
reitschaft, mit ehemaligen Kollegen
für eigene Interessen einzustehen?
Besonders Polizisten sind auf eine
starke Interessenvertretung ange-
wiesen. Da Volkszorn von „Unterta-
nen“ gegen „die da oben“ nicht ent-
gleisen soll, sollen Polizisten bereit,
aber auch in der Lage sein, Aus-
schreitungen zu verhindern. Mit be-
wegungshinderlicher Schutzklei-
dung und finanzieller
Überstundenvergütung allein ist es
nicht getan.

Auch Dienstzeiten und Anlässe
dürfen nicht ausufern. Gesundheits-
schädigende und demotivierende
Belastungen können nur vermieden
werden, wenn erfahrene Interessen-
vertreter bei Regelgebern und
Dienstherren Entscheidungen errei-
chen, die Polizisten Pflichterfüllung
unter zumutbaren Bedingungen er-
möglichen. Das wäre sicher noch
erfolgreicher, wenn nicht drei Be-
rufsvertretungen mit unterschiedli-
cher Mitgliederstruktur abweichen-
de Ansichten hätten oder –
abgestimmt – regelmäßig „mit einer
Zunge sprechen“ würden. Gewerk-
schaftlich Organisierte können zwar
schon während ihrer aktiven Zeit
auch für „die Zeit danach“ sorgen,
wie die Erfahrung Pensionierter für
nachrückende Kollegen.

Um die Durchsetzung berechtig-
ter Anliegen nicht zu untergraben,
ist Solidarität auch im Ruhestand
ratsam und eigentlich unverzicht-
bar. Wenn Eignung, Befähigung
und fachliche Leistung Vorausset-
zung für berufliche Verwendung
sind, ist Alter ein widersprüchlicher
Grund, ausgesondert zu werden.

Das Ende der Dienst- und Arbeits-
pflicht wird zwar oft herbeigesehnt,
mitunter aber auch gefürchtet. In je-
dem Fall wird viel wertvolle Erfah-
rung aufgegeben, wo neue Kräfte
Einstiegs- und Aufstiegschancen fin-
den. Verentung und Pensionierung
sind dennoch kein Grund, Fähigkei-
ten verkümmern zu lassen. Nach
dem ethischen Grundprinzip aller
Religionen und Kulturen – der gol-
denen Regel – soll sich jeder so ver-
halten, wie er es von anderen er-
wartet.

Bliebe diese genial einfache
Faustregel Verhaltensgrundsatz für
alle, wären weder weitere Vorschrif-
ten noch Unterordnungseinrichtun-
gen erforderlich. Aber Machtstre-
ben, Geiz und Habgier sind selbst
mit der unüberschaubaren Menge
an Ge- und Verboten kaum in er-
träglichen Grenzen zu halten. Die
goldene Regel bedeutet auch, dass
jeder, der auf vielfältige Leistungen
der Gemeinschaft angewiesen ist,
ohne Rücksicht auf Alter moralisch
verpflichtet bleibt, im Rahmen sei-
ner Fähigkeiten und Möglichkeiten
auch etwas für andere zu tun. Nur
nehmen, ohne zu geben, kann nicht
befriedigen.

Egoismus isoliert und schadet der
Gemeinschaft. Senioren besitzen
ein enormes Leistungspotential und
sind als wachsender Machtfaktor
unentbehrlich. Viele Einrichtungen
und Vereine könnten ohne ehren-
amtlich tätige Senioren nicht existie-
ren. Senioren sollten sich ihrer Be-
deutung bewusst sein.

Gerhard Kastl
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GdP deckt weltweit Risiken der Mitglieder
Der Polizeiberuf birgt jede Menge

Risiken für alle Beschäftigten in die-
sem Bereich, für Beamt/innen und
Tarifbeschäftigte. Aus diesem
Grund hat die Gewerkschaft der Po-
lizei bei verschiedenen Versicherun-
gen Verträge abgeschlossen zum
Schutz ihrer Mitglieder. Über die Re-
gressversicherung bei der PVAG
habe ich in einem gesonderten Arti-
kel geschrieben.

Unfallversicherung

Hier geht es nun zunächst um die
Gruppen-Unfallversicherung. Diese
Versicherung gilt weltweit sowohl
bei beruflichen als auch bei außer-
beruflichen Unfällen. Der Schutz
besteht auch für Kolleg/innen, die
eingesetzt sind in Ex-Jugoslawien,
Afghanistan, Palästina, Georgien,
Liberia, Sudan, Moldawien, Ukrai-
ne, Rafah, Libanon.

Versichert sind: Unfalltod (3000
�), Invalidität (4000 �), Vollinvalidi-
tät – Progression 250% (10.000 �),

bei gewaltsamem Tod im Dienst
durch vorsätzliche Straftat eines
Dritten (9000 �), Bergungskosten
(5000 �), kosmetische Operationen
(5000 �), Kur – Rehakosten (500 �).
Für GdP-Mitglieder sowie deren
Ehe-/Lebenspartner, die einen
GdP-Rentenvertrag bei der Iduna
Leben abgeschlossen haben, gibt es
entsprechend höher Summen bei
einem Unfall.

Zusätzlich hat die GdP eine Un-
fallversicherung abgeschlossen für
Mitglieder, die ehrenamtlich oder
nebenberuflich für die GdP tätig
sind. Sie gilt auch für den direkten
Weg vor und nach der Tätigkeit.
Hier beträgt die Höchstsumme bei
Vollinvalidität 210.000 Euro.

Haftpflichtversicherung

Eine weitere Versicherung für
GdP-Mitglieder ist die Haftpflicht-
versicherung, die die hauptberufli-
che und ehrenamtliche Tätigkeit
(außerhalb der Bürotätigkeit) ab-

deckt. Der Versicherungsschutz er-
streckt sich auf Schadensansprüche
Dritter im Rahmen der gesetzlichen
Haftpflicht. Personen- und Sach-
schäden sind hier pauschal mit 5
Millionen Euro abgedeckt.

Die dritte Haftpflichtversicherung
ist eine Veranstalter-Haftpflichtver-
sicherung. Sie gilt für Veranstaltun-
gen, einschließlich Durchführung
von Polizeifesten alle GdP-Unter-
gliederungen. Versichert sind die
Regulierung berechtigter und die
Abwehr unberechtigter Schadenser-
satzansprüche Dritter.

Als letztes kommt noch eine Ver-
mögensschaden- Haftpflichtversi-
cherung dazu. Sie gilt für alle im
Rechtsschutz tätigen Kolleg/innen.

Weitere Informationen zu den
einzelnen Versicherungsverträgen
können angefordert werden bei der
Kollegin Lühr, Telefon 0211-7104
202. N W

Hilfe bei Schadensersatz
Hin und wieder kommt es vor,

dass ein Polizeibeschäftigter
„Staatseigentum beschädigt“. Das
berühmteste Beispiel war früher im-
mer das Funkgerät, das auf dem
Autodach liegen geblieben war und
bei der Wegfahrt herunter fiel und
beschädigt wurde. Dann kam regel-
mäßig der „Dienstherr“ (die zustän-
dige Behörde) und wollte den Verur-
sacher in Regress nehmen, wollte
Schadensersatz. Schadensersatz
muss aber nur leisten, wer grob
fahrlässig gehandelt hat. Gegen
diese Forderung sind GdP-Mitglie-
der über die Diensthaftpflicht-Re-
gressversicherung geschützt.

Wenn die Behörde Schadenser-
satz verlangt, muss der/die Betroffe-
ne zunächst einmal Widerspruch
einlegen. Darauf erfolgt eine Ant-
wort der Behörde. Diese Antwort mit
der entsprechenden Forderung,
muss das Mitglied über die Kreis-
gruppe bei der GdP einreichen. Die
GdP wird die Forderung prüfen und
im Zweifelsfall wird die Versiche-

rung den geforderten Betrag bezah-
len.

Unterstützt werden kann das be-
troffene Mitglied durch den Perso-
nalrat. Das geht aber nur, wenn der
Personalrat auch informiert und um
Hilfe gebeten wird. Er wird nämlich
von der Behörde nicht automatisch
eingeschaltet. Wenn der Personalrat
eingeschaltet wird, wird er die An-
gelegenheit auf einer Sitzung mit
der Behörde besprechen. Dabei
kann unter Umständen die ganze
Sache schon aus der Welt geschafft
werden und die Forderung ist hin-
fällig. Es ist nämlich sehr schwierig,
eine grobe Fahrlässigkeit nachzu-
weisen. So etwas grenzt nämlich
schon an grobe Fahrlässigkeit.

Deckungssummen

Die Deckungssummen liegen bei
Personen- und Sachschäden pau-
schal bei 3 Millionen Euro, bei Ver-
mögensschäden bei 13.000 Euro,
beim Abhandenkommen von
Dienstschlüsseln bei 50.000 Euro

und beim Abhandenkommen von
Verwarnungsblöcken bei 700 Euro.
Diese Leistungen gelten auch bei ei-
nem Auslandseinsatz.

Dazu gibt es noch eine Dienst-
fahrzeug-Regressversicherung bei
Forderungen des Dienstherrn, die
sich aus dem Führen von Polizei-
fahrzeugen, Polizeibooten, Polizei-
hubschraubern, Polizeihunden und
Polizeipferden ergeben.

Personenschäden sind abgedeckt
bis 200.000 Euro, Sachschäden
und Vermögensschäden bis
100.000 Euro. Diese Versicherun-
gen gelten für alle im aktiven Dienst
stehenden Mitglieder.

Also, liebe Kolleg/innen, bei ei-
ner Regressforderung des Dienst-
herrn immer den Personalrat ein-
schalten, damit die Angelegenheit
unter Umständen bereits im Vorfeld
erledigt werden kann. Ansonsten
hilft die Versicherung der GdP.

nw
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